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Ortsrecht der Stadt Viechtach 
konsolidierte Fassung 

Satzung 
über die Erhebung von Verwaltungskosten 

für Amtshandlungen 
im eigenen Wirkungskreis 

(Kostensatzung - KS) 

Aktenzeichen: 0280 

Vorgang-Nummer: 004255 

Dokumenten-Nummer: 066835 

Satzung: 
Aus- 

fertigungs-
datum: 

Beschluss 
des 

Stadtrats 
vom: 

Art der 
amtlichen 
Bekannt- 
machung: 

Tag der 
amtlichen 
Bekannt- 
machung: 

Inkrafttreten: 

Urfassung 12.03.2019 11.03.2019 Niederlegung und 
Mitteilung im 
Viechtacher 
Bayerwald-Boten 

14.03.2019 15.03.2019 

1. Änderung 07.12.2021 06.12.201 Bekanntmachung 
im Amtsblatt der 
Stadt Viechtach 
Nr. 22/2021 

07.12.2021 08.12.2021 

2. Änderung 11.10.2022 10.10.2022 Bekanntmachung 
im Amtsblatt der 
Stadt Viechtach 
Nr. 13/2022 

12.10.2022 19.10.2022 
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3. Änderung 10.10.2023 09.10.2023 Bekanntmachung 
im Amtsblatt der 
Stadt Viechtach 
Nr. 12/2023 

10.10.2023 01.01.2024 
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Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten 
für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis 

(Kostensatzung - KS) 
 

Vom 12.03.2019 
 
 
Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes (KG) und Art. 23 der 
Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Kostenpflicht 

 
Die Stadt Viechtach erhebt für Tätigkeiten im eigenen Wirkungskreis, die sie in Ausübung 
hoheitlicher Gewalt vornimmt (Amtshandlungen), Kosten (Gebühren und Auslagen). 
 
 

§ 2 
Gebührenhöhe 

 
1Die Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem Kostenverzeichnis (Kommunales Kosten-
verzeichnis, KommKVz), das Anlage zu dieser Satzung ist. 2Für Amtshandlungen, die nicht 
im Kostenverzeichnis enthalten sind, wird eine Gebühr erhoben, die nach im Kostenver-
zeichnis bewerteten vergleichbaren Amtshandlungen zu bemessen ist. 3Fehlt eine vergleich-
bare Amtshandlung, so wird eine Gebühr von 5 bis 25.000 Euro erhoben. 4Unberührt bleiben 
Gebührenregelungen, die schon in anderen Satzungen oder in Verordnungen getroffen sind. 
 
 

§ 3 
Entsprechende Anwendung des Kostengesetzes 

 
Gemäß Art. 20 Abs. 3 KG finden die Art. 2, 3, 4 und 5 Abs. 2 bis 6 sowie die Art. 6 bis 19 und 
21 Abs. 3 Satz 2 KG entsprechende Anwendung. 
 
 

§ 4 
Fälligkeit 

 
1Die Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung fällig. 2Die Gebühr kann nach Maßgabe 
des Art. 14 KG vor der Erbringung der Leistung gefordert werden. 
 
 

§ 5 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshand-
lungen im eigenen Wirkungskreis (Kostensatzung) vom 15.12.2009 außer Kraft. 

 
 
Viechtach, 12.03.2019 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Greil 
zweiter Bürgermeister 
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Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz) 
 

Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
  Gebührenregelungen in sonstigen Satzungen und 

Verordnungen der Stadt Viechtach gehen diesem 
Kostenverzeichnis vor. 

 

    
0  Allgemeine Verwaltung  
    
00  Allgemeine Amtshandlungen  
    
  Vorschriften der Tarifgruppen 01 - 8 des Kosten-

verzeichnisses gehen den Vorschriften der Tarif-
gruppe 00 vor 

 

    
 000 Anordnungen für den Einzelfall 15 bis 1000 € 
    
 001 Beglaubigungen: 

 
Beglaubigung von Abschriften, Fotokopien und dgl. 
von eigenen Urkunden 

 
 
0,75 € 
je angefangene Seite, höchstens die 
für die Erteilung des Originals vorge-
sehene Gebühr, mindestens 5 €.  
Ist die Erteilung des Originals gebüh-
renfrei, beträgt die Gebühr 0,75 € je 
angefangene Seite, mindestens 5 €. 
 
Werden mehrere gleichlautende Ab-
schriften, Fotokopien und dgl. gleich-
zeitig beglaubigt, so kann die für die 
zweite und jede weitere Beglaubigung 
zu erhebende Gebühr auf die Hälfte, 
jedoch nicht auf weniger als 5 € er-
mäßigt werden. 
 
kostenfrei für Bewerbungen von Schü-
lern und Studenten sowie für Renten-
angelegenheiten 

    
 002 Bescheinigungen: 

 
1. Erteilung einer Bescheinigung über steuerlich 

absetzbare Spenden 

 
 
kostenfrei 

    
  2. Erteilung einer sonstigen Bescheinigung 5 bis 75 € 
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Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
 003 Einsicht in Akten und amtliche Bücher: 

 
 

  Einsicht in Akten und Bücher, soweit diese nicht in 
einem gebührenpflichtigen Verfahren gewährt wird. 

  

   
1. Einsichtnahme in einfachen Fällen 

 
 

2. Einsichtnahme bei umfangreicherem Verwal-
tungsaufwand 

 
3. Einsichtnahme bei außergewöhnlichem Ver-

waltungsaufwand, insbesondere wenn Daten 
ausgesonderten werden müssen zum Schutz 
überwiegend öffentlicher und privater Interes-
sen 

 
0,75 € 
je Akt oder Buch, mindestens 5 € 
 
5 bis 25 € 
 
 
25 € bis 100 € 

  Die Gebühr erhöht sich um die Hälfte, wenn seit 
dem Abschluss der Akten oder Bücher mehr als 
zehn Jahre vergangen sind. 

 

    
 

  Gebührenfrei ist die Einsicht in Rechtsvorschriften, 
Flächennutzungspläne und ähnliche für die Unter-
richtung der Öffentlichkeit bestimmte Schriftstücke 
oder Pläne. 

Hinweis: 
Gebühr für die Benutzung des Stadt-
archivs siehe Tarif-Nr. 009 

    
 004 Fristverlängerungen:  
    
  1. Verlängerungen einer Frist, deren Ablauf einen 

neuen Antrag auf Erteilung einer gebühren-
pflichtigen Genehmigung, Erlaubnis oder Be-
willigung erforderlich machen würde. 

10 bis 25 % der für die Genehmigung, 
Erlaubnis oder Bewilligung vorgese-
henen Gebühr, 
mindestens jedoch 5 € 

    
  2. Fristverlängerung in anderen Fällen. 5 bis 60 € 
    
    
 005 Zweitschriften: 

 
Erteilung einer Zweitschrift 

 
 
10 bis 50 % der für die Erstschrift 
vorgesehenen Gebühr, mindestens 5 
€. Ist für die Erstschrift eine Gebühr 
von 0,50 bis 5 € vorgesehen, so ist 
diese Gebühr zu erheben; ist die Er-
teilung der Erstschrift gebührenfrei, so 
beträgt die Gebühr 0,50 € je angefan-
gene Seite, mindestens 5 €. 

    
 006 Niederschriften: 7,50 bis 75 € 

für jede angefangene Stunde 
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Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
 007 Vervielfältigungen und Auszüge aus Akten, 

Büchern oder sonstigen Unterlagen 
 

    
  1. Fotokopien und Ausdrucke (schwarz/weiß) 

je Seite DIN A 4 
je Seite DIN A 3 
 

2. Farbausdrucke 
 im Format DIN A 4 
 im Format DIN A 3 

 
0,50 €, ab 5. Seite 0,30 € 
1,00 €, ab 5. Seite 0,70 € 
 
 
1,00 €, ab 5. Seite 0,50 € 
1,50 €, ab 5. Seite 1,00 € 

    
  Für individuell zusammengestellte Auszüge aus 

Schriftstücken oder Dateien wird eine Gebühr nach 
dem Zeitaufwand erhoben, der bei durchschnittli-
cher Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt wird. 
Die Gebühr beträgt je angefangene 15 Minuten 

 
 
 
 
5 € 

    
 008 Bereitstellung von Dokumenten auf elektroni-

schem Weg (E-Mail, Datenträger) 
5 bis 10 € 

    
 009 Benutzung des Stadtarchivs  
    
  Gebührenfrei ist, wenn die Benutzung des Archivs 

 
a) für Zwecke der Kommunalverwaltung 
 
b) der Bildung 
 
c) allgemeiner, insbesondere historischer Infor-

mationsvermittlung sowie 
 
d) der Erfüllung der Aufgaben von Forschung und 

Wissenschaft dient. 
 

 

  Außerdem besteht Gebührenfreiheit, wenn die 
Benutzung des Archivguts im städtischen Interesse 
liegt. 

 

    
  Gebühr für die Benutzung der Archive bei Inan-

spruchnahme einer Verwaltungskraft 
Je angefangene halbe Stunde 20 € 

    
  Kopien, Abzüge, Abgabe auf Datenträger Kosten nach den Tarif-Nr. 001-008 
    
 010 Auskünfte: 

 
1. mündliche oder fernmündliche Auskünfte ein-

facher Art 
 
2. mündliche, schriftliche Auskünfte sowie Aus-

künfte in Textform nicht einfacher Art, wenn 
Feststellungen durch Nachfragen, Ermittlungen 
oder durch Rückgriff auf Amtsunterlagen ge-
troffen werden müssen 

 

 
 
kostenfrei 
 
 
5 bis 100 € 
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Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
  Besondere Amtshandlungen  
    
02  Hauptverwaltung  
    
 020 Kommunalgesetze  
    
  1. Genehmigung zur Führung städtischer Wap-

pen und Fahnen (Art. 4 Abs. 3 GO) 
10 bis 2.500 € 
 
Hinweis: 
Die Verwendung des Logos bedarf 
keiner Genehmigung 

    
  2. Amtshandlungen bei der Durchführung von 

Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden (Art. 
18a GO) 

kostenfrei (in Analogie zu Art. 3 Abs. 1 
Nr. 12 KG) 

    
 021 Amtshandlungen im Vollstreckungsverfahren  
    
  1. Androhung von Zwangsmitteln (Art. 36 

VwZVG), soweit sie nicht mit dem Verwal-
tungsakt verbunden ist, durch den die Hand-
lung, Duldung oder Unterlassung aufgegeben 
wird 

10 bis 250 € 

    
  2. Anwendung der Zwangsmittel Ersatzvornahme    

(Art. 32, 35 VwZVG) oder unmittelbarer Zwang  
(Art. 34, 35 VwZVG). 

50 bis 2.500 € 

    
02 021 3. Pfändungsbeschluss gemäß Art. 26 Abs. 5 

VwZVG 
1 Pfändungsgebühr nach § 339 Abs. 
4 Abgabenordnung (AO 1977) 

    
  4. Entscheidung über unzulässige oder unbe-

gründete Einwendungen gegen die Vollstre-
ckung, die den zu vollstreckenden Anspruch 
betreffen (Art. 21 VwZVG) 

 
4.0 bei Geldansprüchen 

 
 
 
 
 
½ Pfändungsgebühr nach § 339 Abs. 
4 AO 1977, mindestens 10 €  

    
  4.1 sonst 12,50 bis 200 € 
    
03  Finanzverwaltung  
    
 030 Mitteilung von Besteuerungsgrundlagen  
    
 031 Anmahnung rückständiger öffentlich-rechtlicher 

Forderungen 
 

5 bis 150 € 

 032 Erstellung eines Ausstandsverzeichnisses 
(Art. 24 und 26 Abs. 1 VwZVG) 

10 € 
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Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
1  Öffentliche Sicherheit und Ordnung  
    
11  Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen  
    
  (insbesondere im Vollzug des LStVG, des BayIm-

SchG und der aufgrund dieser Gesetze ergange-
nen Verordnungen) 

 

    
 110 Erteilung einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilli-

gung 
15 bis 1.250 € 

    
 111 Nachträgliche Auflagen, Zurücknahme oder Wider-

ruf einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung 
15 bis 600 € 

    
 112 Ausnahmebewilligung nach der Plakatierungsver-

ordnung 
kostenfrei, wenn der Anschlag nicht 
früher als 6 Monate anlässlich von 
Wahlen, Volksbegehren, Volksent-
scheiden und sonstigen Abstimmun-
gen erfolgt, 
 
sonst 0,50 bis 1,50 € je Anschlagstelle 
 
mindestens jedoch 10 € 

    
12  Feuerbeschau  
    
 120 Feuerbeschau (§ 3 Abs. 2 der Verordnung über die 

Feuerbeschau -FBV-) 
kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

    
 121 Nachschau zur Feuerbeschau kostenfrei 
    
 122 Anordnung zur Beseitigung von Mängel (§ 6 FBV) 15 bis 1.000 € 
    
 
13 

  
Wild- und Jagdschaden 

 

    
 130 

 
 
131 

Erstellung einer Niederschrift bei gütlicher Einigung 
 
Vorbescheid bei Scheitern einer gütlichen Einigung 

kostenfrei 
 
 
50 bis 500 € 

    
2  Schulwesen – Schülerbeförderung  
    
 210 Ausstellung eines Berechtigungsausweises bzw. 

einer Fahrkarte (Schulbusberechtigung) 
kostenfrei 

    
 211 Ersatzausstellung eines Berechtigungsausweises 

bzw. einer Fahrkarte (Schulbusberechtigung) 
20 € 
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Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
6  Bau- und Wohnungswesen, Verkehr  
    
61  Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB)  
    
 610 Ausübung des Vorkaufsrechts (§ 28 Abs. 2 Satz 1, 

§§ 24 ff. BauGB) 
kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

    
 611 Herabsetzung des Verkaufspreises auf den Ver-

kehrswert (§ 28 Abs. 3 BauGB) 
kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

    
 612 Erteilung eines Negativzeugnisses (§ 28 Abs. 1 

Satz 3, §§ 24 ff. BauGB) 
10 bis 50 € 

    
 613 Gebote nach §§ 176 bis 179 BauGB kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG 
    
 614 Erteilung einer Genehmigung nach §§ 172 ff 

BauGB im Vollzug einer Erhaltungssatzung 
 

15 bis 1.000 €  

 615 Versagung einer Genehmigung nach §§ 172 ff 
BauGB 

kostenfrei 

    
 616 Bestätigung, dass keine Genehmigung erforderlich 

ist (Negativtest) 
kostenfrei 

    
    
 616 Bestätigung, dass das Bauvorhaben nicht im Ge-

biet einer Erhaltungssatzung liegt 
kostenfrei nach Art. 22 Abs. 2 KG in 
Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 KG 

    
 617 Verkauf von Plänen 

Ausfertigungen und Kopien von Bauleitplänen und 
sonstigen Plänen, bei denen das Vervielfältigungs-
recht bei der Stadt liegt. 

10 bis 50 € 

    
  Für die Versendung und Verpackung wird der ent-

standene Aufwand berechnet. 
 

    
 618a Genehmigung nach § 144 i. V. m. § 145 BauGB 10 bis 100 € 
    
 618b Bestätigung, dass keine Genehmigung nach § 144 

i. V. m. § 145 BauGB erforderlich ist 
Kostenfrei 

    
    
62  Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO)  
    
 620 Erklärung nach Art. 58 Abs. 3 Satz 6 BayBO kostenfrei 
  

621 
 
Erklärung nach Art. 58 Abs. 1 Nr. 5 BayBO 

 
kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG 

    
 622 Entscheidungen über Abweichungen nach Art. 63 

Abs. 3 Satz 1 BayBO 
50 bis 100 € 
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Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
63  Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wege-

gesetzes (BayStrWG)1 
 

    
 630 Erlaubnis für Sondernutzungen an gemeindlichen 

Straßen, Wegen und Plätzen (Art. 18, 19 und 22 a 
BayStrWG)2 

10 bis 150 € 
kostenfrei aus Anlass von Wahlen, 
sonstigen öffentlichen Abstimmungen 
und caritativen Zwecken 

    
 631 Anordnung nach Art. 18a Abs. 1 Satz 1 BayStrWG 10 bis 600 € 
    
 632 Ersatzvornahme nach Art. 18 a Abs. 1 Satz 2 Ba-

yStrWG 
50 bis 2.500 € 

    
 633 

 
 
 
 
634 
 
 
 
635 
 
 
636 

Bescheid über die Umlegung des Aufwands aus 
der Baulast für öffentliche Feld- und Waldwege auf 
die Beteiligten (Art. 54 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 2 
BayStrWG) 
 
Neuvergabe von Hausnummern in Zusammen-
hang mit der Erteilung einer Baugenehmigung (Art. 
52 Abs. 2 BayStrWG) 
 
Neuvergabe bzw. Änderung von Hausnummern 
auf Antrag (Art. 52 Abs. 2 BayStrWG) 
 
Hausnummernvergabe oder Änderung von Amts 
wegen 

kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG 
 
 
 
 
10 bis 25 € je vergebene Hausnum-
mer 
 
 
 
25 € 
 
kostenfrei 

    
67  Vollzug der Straßenreinigungs- und Siche-

rungsverordnung (RSV) 
 

    
 670 Befreiung von in der Verordnung festgelegten Ver-

boten 
10 bis 375 €  

    
 671 Befreiung oder sonstige angemessene Regelung 

wegen unbilliger Härte 
10 bis 75 € 

    
70  Allgemeine Amtshandlungen  
    
 700 Teil-)Befreiung vom Anschluss- und/oder Benut-

zungszwang 
10 bis 400 €  

    
 701 Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung aufgrund 

einer Satzung (z.B. Grünanlagensatzung, Benut-
zungssatzung für Anschlagtafeln usw.) 

10 bis 1.250 € 

    
 702 Nachträgliche Auflagen, Rücknahme bzw. Widerruf 

einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung nach 
Tarif-Nr. 701 

10 bis 600 € 

    
 703 Anordnung zur Erfüllung einer satzungsmäßigen 

Verpflichtung 
10 bis 600 €  

 

                                                           
1 Hier sind nur straßenrechtliche Amtshandlungen angesprochen. Wird die Stadt als Straßenverkehrsbehörde tätig, so handelt 

sie im übertragenen Wirkungskreis und erhebt Kosten nach der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (Ge-
bOSt) 
2 Für Sondernutzungserlaubnisse sind hiernach Kosten nur für gemeindliche Straßen, Wege und Plätze zu erheben, wenn nicht 

eine verkehrsrechtliche Erlaubnis die straßenrechtliche mit enthält. Neben den Gebühren für die Amtshandlung (Erlaubnis) 
können Sondernutzungsgebühren nach der Satzung über die Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichem 
Verkehrsraum der Stadt Viechtach (außerhalb des Marktverkehrs) erhoben werden. 
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Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
  Besondere Amtshandlungen 

 
 

71  Marktwesen (§ 69 GewO)  
    
 710 Zuweisung, Ausnahmebewilligung 10 bis 150 € 
    
 711 Nachträgliche Auflagen, Zurücknahme einer Zu-

weisung oder Ausnahmebewilligung 
10 bis 150 € 

    
75  Bestattungswesen (Friedhof)  
    
 752 

 
 
 
753 

Ausstellung eines Leichenpasses zur Überführung 
in Ausland (§§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 10 der 
Bestattungsverordnung – BestV) 
 
Ausnahmegenehmigung von der Bestattungsfrist 
und der Beförderungsfrist für die Leichenüberfüh-
rung (§§ 18, 19 BestV) 
 

100 € 
 
 
 
10 bis 100 € 

  Die sonstigen Gebühren für Amtshandlungen 
im Friedhof richten sich nach § 5 der Fried-
hofsgebührensatzung (FGS) der Stadt 
Viechtach 
 

 

76  Abwasserbeseitigung  
  

760 
 
761 
 
 
762 
 
763 
 
 
764 
 
 
765 
 
 
766 
 
 
 
767 
 
768 

 
Genehmigung der Benutzung von Einschüttstellen 
 
Zulassung und Überprüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage nach §§ 10 und 11 EWS 
 
Zulassung von Ausnahmen nach § 10 Abs. 4 EWS 
 
Überprüfung einer Fettabscheideranlage nach § 16 
EWS 
 
Zustimmung zur Überdeckung oder Anordnung der 
Freilegung von Leitungen nach § 11 Abs. 3 EWS 
 
Erlaubnis zur Einleitung von Drainwasser oder 
anderer Stoffe nach § 15 Abs. 6 EWS 
 
Zulassung und Überprüfung des Einbaus eines 
Neben- bzw. Zwischenzählers (z. B. Gartenwas-
serzähler) 
 
Anordnungen für den Einzelfall nach § 22 EWS 
 
Leitungsauskünfte 

 
10 bis 200 € 
 
10 bis 300 € 
 
 
10 bis 300 € 
 
10 bis 300 € 
 
 
10 bis 300 € 
 
 
10 bis 1.250 € 
 
 
10 bis 300 € 
 
 
 
10 bis 300 € 
 
25 bis 300 € 
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Tarif- 
gruppe 

Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
Euro 

    
8  Wasserversorgung, Telekommunikation  
 
81 

 
 
 
810 
 
811 

 
Wasserversorgung 
 
Anordnung der Wassersperre 
 
Genehmigung der Wasserabgabe für vorüberge-
hende Zwecke nach § 17 WAS 

 
 
 
10 bis 150 € 
 
10 bis 150 € 

  
812 
 
 
813 
 
 
814 
 
815 
 
818 
 
 
819 
 
 
820 
 
821 

 
Beschränkung der Benutzungspflicht auf Antrag 
nach § 7 WAS 
 
Zulassung und Überprüfung der Anlagen des 
Grundstückseigentümers nach § 11 WAS 
 
Zulassung von Ausnahmen nach § 11 Abs. 6 WAS 
 
Anordnung für den Einzelfall nach § 25 WAS 
 
Anordnung der Mängelbeseitigung nach § 12 Abs. 
1 WAS 
 
Wiederholte Aufforderung zur Zutrittsgewährung 
wegen Zählerwechsel 
 
Leitungsauskünfte 
 
Löschwasserauskünfte 

 
10 bis 1.250 € 
 
 
10 bis 300 € 
 
 
10 bis 300 € 
 
10 bis 300 € 
 
30 bis 300 € 
 
 
25 bis 300 € 
 
 
25 bis 300 € 
 
25 bis 300 € 
 

82  
 
820 

Telekommunikation 
 
Zustimmungserklärung nach § 127 Abs. 1 des 
Telekommunikationsgesetzes (TKG) 

 
 
1 € je laufender Meter der zu verle-
genden Telekommunikationslinien, 
sofern nicht im öffentlichen Interesse 

    
9  Steuern und Finanzen  
    
91  Steuerverwaltung  
    
 910 Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung 5 bis 60 € 
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	Tarifgruppe 70 Allgemeine Amtshandlungen
	Tarifgruppe 71 Marktwesen (§ 69 GewO)
	Tarifgruppe 75 Bestattungswesen (Friedhof)
	Tarifgruppe 76 Abwasserbeseitigung

	Tarifgruppe 8 Wasserversorgung, Telekommunikation
	Tarifgruppe 81 Wasserversorgung
	Tarifgruppe 82 Telekommunikation

	Tarifgruppe 9 Steuern und Finanzen





Satzung zur Änderung der Kostensatzung


Vom 07.12.2021


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes (KG) und Art. 23 der
Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung:


.. s1
Anderung der Kostensatzung


Die Satzung über die Erhebung von Venrvaltungskosten für Amtshandlungen im eigenen
Wirkungskreis (Kostensatzung - KS) vom 12.03.2019 wird wie folgt geändert.


1. Die Anlage zu $ 2 Satz 1 der Satzung (Kommunales Kostenvezeichnis (KommKVz))
wird wie folgt geändert:


a) Nach Tarif-Nr. 131 wird folgende Tarifgruppe und Tarif-Nr. neu eingefügt:


,2 Schulwesen - Schülerbeförderung


210 Ausstellung eines Berechtigungsauswei-
ses bzw. einer Fahrkarte (Schulbusbe-
rechtigung)


211 Ersatzausstellung eines Berechtigungs-
ausweises bzw. einer Fahrkarte (Schul-
busberechtigung)


kostenfrei


20€"


kostenfrei


kostenfrei nach
Art. 3 Abs. 1 Nr. 2
KG'


b) Nach Tarif-Nr. 617 wird folgende Tarif-Nr. neu eingefügt


,,618a Genehmigung nach S 144 i. V. m. S 145 l0bis 100€
BauGB


618b Bestätigung, dass keine Genehmigung nach kostenfrei"


S 144 i. V. m. S 145 BauGB erforderlich ist


c) ln Tarifgruppe 62 werden die bisherigen Tarif-Nr. 620 und 621 durch folgende neue
Tarif-Nr. ersetzt.


,,620


621


Erklärung nach Art. 58 Abs. 3 Satz 6 BayBO


Erklärung nach Art. 58 Abs. 1 Nr. 5 BayBO


d) Nach der neuen Tarif-Nr. 621 wird folgende Tarif-Nr. 622 eingefügt:


,,622 Entscheidungen überAbweichungen nach Art. 50 bis 100€"
63 Abs. 3 Satz 1 BayBO


e) Der Gegenstand der Tarifgruppe 67 erhält folgende neue Bezeichnung:


,,Vollzug der Straßenreinigungs- und Sicherungsverordnung (RSV)"


D Der Gegenstand der Tarif-Nr. 820 erhält folgende neue Bezeichnung:
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,,Zustimmungserklåirung nach $ 127 Abs. 1 des Telekommunikationsgesetzes
(TKG)"


s2
lnkrafüreten


Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.


Viechtach, 07.12.2021
STADT VIECHTACH


h ICtrl'-ç


Greil


\9â


zweiter Bürgermeister
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Satzung zur Anderung der Kostensatzung


Vom 11.10.2022


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes (KG) und Art. 23 der


Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung:


s1
Anderung der Kostensatzung


Die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen im eigenen


Wirkungskräis (Kostensatzung - KS) vom 12.03.2019, zuletzt geändert durch Satzung vom


07J22021 (VlTAbl. Nr.2212021) wird wie folgt geändert:


1. ln $ 3 werden nach den Worten ,,5 Abs." die Worte ,,2 bis" eingefügt'


Z. Die Anlage zu g 2 Satz 1 der Satzung (Kommunales Kostenvezeichnis (KommKVz))


wird wie folgt geändert:


a) Die Bezeichnung des Gegenstands der Tarif-Nummer 700 erhält folgende Fassung:


,,(Tei l-) Befreiung vom Ansch I uss- u nd/oder Benutzun gszwang "


b) Nach der Tarif-Nummer 703 werden bei der Bezeichnung des Gegenstands folgen-
de Worte eingefügt:


,,Besondere Amtshand lungen"


c) Nach der Tarif-Nummer 711 werden die Worte ,,Besondere Amtshandlungen" ge-


löscht und folgende Tarif-Nummern neu eingefügt:


,,76 Abwasserbeseitigung


760 Genehmigung der Benutzung von Einschütt- 10bis200€
stellen


761 Zulassung und Überprüfung der Grundstilck- 10bis300€
sentwässerungsanlage nach SS 10 und 11


EWS


762 Zulassung von Ausnahmen nach $ 10 Abs. 4 10 bis 300€
EWS


763 Überprüfung einer Fettabscheideranlage nach 10 bis 300€
s 16 EWS


764 Zustimmung zut Überdeckung oder Anord- 10bis300€
nung der Freilegung von Leitungen nach $ 11


Abs. 3 EWS


765 Erlaubnis zur Einleitung von Drainwasser oder 10 bis 1.250€
anderer Stoffe nach S 15 Abs. 6 EWS
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766 Zulassung und Überprüfung des Einbaus ei- 10bis300€
nes Neben- bzw. Zwischenzählers (2. B. Gar-
tenwasserzähler)


767 Anordnungen für den Einzelfall nach S 22 10bis300€
EWS


768 Leitungsauskünfte 25 bis 300 €"


d) Nach Tarif-Nr. 810 werden folgende Tarif-Nummern neu eingefügt:


,,811


812


813


814


815


816
Abschaltung des Funkmoduls eines
elektronischen Wassezählers auf An-
trag nach Att.24 Abs. 4 Satz 6 GO


818


819


Anordnung der Mängelbeseitigung
nach $ 12 Abs. 1 WAS


Wiederholte Aufforderung zur Zutritts-
gewährung wegen Zählerwechsel


820


821
Löschwasserauskünfte


s2
lnkrafttreten


Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.


Viechtach, 11.10.


Genehmigung der Wasserabgabe für
vorübergehende Zwecke nach S 17


WAS


Beschränkung der Benutzungspflicht
auf Antrag nach $ 7 WAS


Zulassung und Überprüfung der Anla-
gen des Grundstückseigentümers nach


s 11 WAS


Zulassung von Ausnahmen nach $ 11


Abs. 6 WAS


Anordnung für den Einzelfall nach $ 25
WAS


Leitungsauskünfte


10 bis 150 €


10 bis 1.250€


10 bis 300 €


10 bis 300 €


10 bis 300 €


30 bis 300 €


30 bis 300 €


25 bis 300 €


25 bis 300 €


25 bis 300 €"


VI


nn
erster Bürgermeister
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Satzung zur Anderung der Kostensatzung


Vom 10^10.2023


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes (KG) und Art. 23 der
Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung:


s1
Anderung der Kostensatzung


Die Satzung über die Erhebung von Vennraltungskosten für Amtshandlungen im eigenen


Wirkungskreis lKostensatzung - KS) vom 12.03.2019, zuletzt geändert durch Satzung vom


11.10.2022 (VlTABl. Nr.1312022), wird wie folgt geändert:


Die Anlage zu g 2 Satz 1 der Satzung (Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz)) wird


wie folgt geändert:


Die Tarif-Nummer 816 (Abschaltung des Funkmoduls eines elektronischen Wasserzählers


auf Antrag nach Art. 24 Abs. 4 Satz 6 GO) wird ersatzlos gestrichen.


s2
lnkrafüreten


Diese Satzung tritt am 01.01 .2024 in Kraft.


Viechtach, 10.10
ST VIE


n


erster Bürgermeister
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Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Mittelschule 
Viechtach (Verbandssatzung Mittelschule - VS MS) - Bekanntmachungshinweis 


Die Stadt Viechtach ist kraft des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) Mit-
gliedsgemeinde des Schulverbandes Mittelschule Viechtach,1 der Träger des Schulaufwands 
der Mittelschule Viechtach ist. 


Nach Art. 21 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) weist die 
Stadt Viechtach darauf hin, dass die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Mittel-
schule Viechtach in ihrer Sitzung am 13.06.2023 die nachfolgende Verbandssatzung be-
schlossen hat. 


Die Verbandssatzung wurde mit Schreiben des Landratsamtes Regen vom 21.06.2023 (Az. 
20-2050) rechtsaufsichtlich genehmigt.


Die Verbandssatzung wurde am 19.09.2023 ausgefertigt und am 25.09.2023 zusammen mit 
der rechtsaufsichtlichen Genehmigung im Amtsblatt Nr. 21 für den Landkreis Regen bekannt-
gemacht. Sie tritt mit Wirkung vom 25.09.2023 in Kraft. 


Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung 
des Schulverbandes Mittelschule Viechtach 


(Verbandssatzung Mittelschule - VS MS) - Bekanntmachungshinweis 


Vom 19.09.2023 


Der Schulverband Mittelschule Viechtach erlässt aufgrund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Baye-
rischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) in Verbindung mit Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs. 
1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 5, Art. 29 Satz 1 und 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 33a, 
Art. 43 Abs. 1 und 2, Art. 47 Abs. 6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 20a und Art. 32 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) 
folgende mit Schreiben des Landratsamtes Regen vom 21.06.2023, Az. 20-2050 rechtsauf-
sichtlich genehmigte Satzung: 


Inhaltsverzeichnis 


§ 1 Name, Sitz und Mitgliedsgemeinden des Schulverbands ............................................. 2 
§ 2 Aufgabe des Schulverbands ......................................................................................... 2 
§ 3 Geschäftsführung und Kassengeschäfte des Schulverbands ....................................... 2 
§ 4 Verbandsversammlung ................................................................................................ 2 
§ 5 Verbandsvorsitzender und stellvertretender Verbandsvorsitzender .............................. 2 
§ 6 ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung ....................................................................... 3 
§ 7 Finanzierung des Schulverbandes (Schulverbandsumlage) ......................................... 3 
§ 8 überörtliche und örtliche Rechnungsprüfung ................................................................ 3 
§ 9 Ausscheiden von Mitgliedern ........................................................................................ 3 
§ 10  Inkrafttreten, Außerkrafttreten ...................................................................................... 3 


1 Der Sprengel der Mittelschule Viechtach umfasst hinsichtlich der Stadt Viechtach das Gebiet der Stadt 
Viechtach ohne die Ortsteile Heinzlhof, Höllenstein, Kastlmühle und Nebenweg. 
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§ 1 
Name, Sitz und Mitgliedsgemeinden des Schulverbands 


 
(1) Der Schulverband führt den Namen „Schulverband Mittelschule Viechtach“. 
 
(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Viechtach. 
 
(3) Der Schulverband besteht aus den folgenden Mitgliedsgemeinden: 
 


1. Stadt Viechtach 
 


2. Gemeinde Kollnburg 
 


3. Gemeinde Prackenbach 
 
 


§ 2 
Aufgabe des Schulverbands 


 
Der Schulverband ist Träger des Schulaufwands der Mittelschule Viechtach. 
 
 


§ 3 
Geschäftsführung und Kassengeschäfte des Schulverbands 


 
(1) 1Als Geschäftsstelle des Schulverbandes wird die Stadt Viechtach bestimmt. 2Die Kas-


sengeschäfte des Schulverbandes werden am Ort der Geschäftsstelle des Schulverban-
des geführt. 


 
(2) Für die Aufwendungen zur Führung der Geschäftsstelle und der Kassengeschäfte erhält 


die Stadt Viechtach eine Erstattung von Personal- und Verwaltungskosten auf Grundlage 
einer separat abzuschließenden Zweckvereinbarung. 


 
 


§ 4 
Verbandsversammlung 


 
(1) 1Die Verbandsversammlung besteht gemäß Art. 9 BaySchFG aus den ersten Bürgermeis-


tern der am Schulverband beteiligten Gemeinden. 2Daneben entsenden Mitgliedsgemein-
den, aus denen am 1. Oktober jeden Jahres 51 bis 100 Schülerinnen und Schüler die 
Mittelschule Viechtach besuchen (Verbandsschüler), einen und für jedes weitere ange-
fangene Hundert Verbandsschüler nochmals einen weiteren Verbandsrat in die Verbands-
versammlung. 3Stellt eine Mitgliedsgemeinde wegen Rückgangs ihrer Verbandsschüler 
zum Stichtag zu viele Verbandsräte, sind sie durch den Gemeinderat vor der nächsten 
Verbandsversammlung abzuberufen. 


 
(2) 1Die Verbandsräte können gemäß Art. 33a KommZG an den Sitzungen der Verbandsver-


sammlung mittels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen. 2Das Nähere regelt die Geschäfts-
ordnung. 


 
 


§ 5 
Verbandsvorsitzender und stellvertretender Verbandsvorsitzender 


 
(1) Verbandsvorsitzender ist der jeweilige erste Bürgermeister der Stadt Viechtach. 
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(2) Stellvertretender Verbandsvorsitzender ist im kalendermäßigen Wechsel ein jeweilig ers-
ter Bürgermeister der weiteren Mitgliedsgemeinden (in geraden Kalenderjahren der erste 
Bürgermeister der Gemeinde Prackenbach; in ungeraden Kalenderjahren der erste Bür-
germeister der Gemeinde Kollnburg). 


 
 


§ 6 
ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung 


 
(1) 1Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Verbandsver-


sammlung (Verbandsräte) sind ehrenamtlich tätig. 2Die Tätigkeit der Verbandsräte er-
streckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der Versammlung 
und ihrer Ausschüsse. 3Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- 
und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen 
werden. 


 
(2) Die Entschädigung der ehrenamtlich tätigen Personen richtet sich nach der Satzung über 


die Entschädigung ehrenamtlich tätiger Personen (Entschädigungssatzung-Mittelschule). 
 
 


§ 7 
Finanzierung des Schulverbandes (Schulverbandsumlage) 


 
(1) Die Schulverbandsumlage wird nach der Zahl der Verbandsschüler bemessen. 
 
(2) Die Schulverbandsumlage wird in vierteljährlichen Teilbeträgen jeweils zum 25. Januar, 


25. April, 25. Juli und 25. Oktober fällig. 
 
(3) Ist eine Haushaltssatzung des Schulverbandes noch nicht erlassen, so sind jeweils Vo-


rauszahlungen nach der Umlageschuld des Vorjahres zu leisten. 
 
 


§ 8 
überörtliche und örtliche Rechnungsprüfung 


 
(1) Zur Durchführung der örtlichen Prüfung bildet die Verbandsversammlung aus ihrer Mitte 


einen Rechnungsprüfungsausschuss mit drei Mitgliedern und bestimmt ein Ausschuss-
mitglied zum Vorsitzenden. 


 
(2) Die überörtliche Rechnungsprüfung obliegt dem Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-


band (BKPV). 
 
 


§ 9 
Ausscheiden von Mitgliedern 


 
Scheidet in Folge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem Schul-
verband aus, so findet eine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband und 
dem ausscheidenden Verbandsmitglied statt. 
 
 


§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


 
(1) Diese Satzung tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverban-
des Mittelschule Viechtach (Schulverbandssatzung-Mittelschule – SVS MS VIT) vom 
27.10.2020 außer Kraft. 


 
 
Viechtach, 19.09.2023 
SCHULVERBAND MITTELSCHULE VIECHTACH 
 
 
 
Herbert Preuß 
stellvertretender Verbandsvorsitzender 
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Satzung über die Benutzung der Jugendeinrichtung „Jugendkultur-WERKSTØD“ 
(Jugendkultur-WERKSTØD-Satzung - JWS) 


 
Vom 10.10.2023 


 
 
Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung (GO) 
folgende Satzung: 
 
 


§ 1 
Öffentliche Einrichtung 


 
(1) 1Die Jugendeinrichtung in der Bahnhofstraße 26 ist eine öffentliche Einrichtung der Stadt 


Viechtach im Sinne des Art. 21 GO. 2Sie trägt den Namen „Jugendkultur-WERKSTØD“ 
und besteht aus dem Jugendcafé, einer Eventhalle, einer Boulderhalle und einem Außen-
bereich.  


 
(2) Die Jugendkultur-WERKSTØD wird dem Verein für offene Jugendarbeit Viechtach e.V. 


(Förderverein) zur Verfügung gestellt, welcher diese im Rahmen des Art. 21 Abs. 1 Satz 
1 GO nach Maßgabe dieser Satzung und eines separat zu schließenden Vertrags zur 
Übernahme der Betriebsträgerschaft der Jugendkultur-WERKSTØD betreibt. 


 
(3) 1Der Förderverein für offene Jugendarbeit Viechtach e.V. ist ein gemeinnütziger Verein 


und ein anerkannter freier Träger der Jugendhilfe. 2Dieser erfüllt die satzungsgemäße 
Zweckbestimmung.  


 
 


§ 2 
Zweck der Jugendeinrichtung 


 
(1) Die Jugendkultur-WERKSTØD ist eine Einrichtung der offenen Jugendarbeit nach § 11 


des Sozialgesetzbuches Achtes Buch (SGB VIII) in Verbindung mit Art. 30 des Gesetzes 
zur Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) und Art. 57 Abs. 1 GO. 


 
(2) 1Diese Jugendeinrichtung stellt einen Teilbereich der städtischen Jugendpflege dar und 


hält jungen Menschen ein Angebot zur Förderung ihrer Entwicklung vor. 2Das Angebot 
knüpft an den Interessen junger Menschen an und wird von ihnen mitbestimmt und mit-
gestaltet. 3Es befähigt junge Menschen zur Selbstbestimmung, führt zu gesellschaftlicher 
Mitverantwortung hin und regt zu sozialem Engagement an. 


 
(3) 1Zielgruppe der Jugendeinrichtung sind in erster Linie Jugendliche ab 14 Jahren bis hin 


zu jungen Menschen bis 27 Jahre, die ihren Sozialraum in Viechtach haben. 2Darüber 
hinaus können Angebote auch jüngere oder ältere Personen in angemessenen Umfang 
einbeziehen. 


 
(4) Die Stadt Viechtach kann die Räumlichkeiten auch für eigene Zwecke der Jugendarbeit 


nutzen. 
 
(5) Eine temporäre zweckfremde Nutzung der Räumlichkeiten (z. B. als Wahllokal) kann von 


beiden Seiten nur temporär erfolgen und muss abgesprochen werden. 
 
(6) Die Nutzung für parteipolitische Zwecke ist ausgeschlossen. 
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§ 3 
Verhalten und Regeln 


 
(1) 1Alle Nutzerinnen und Nutzer haben sich so zu verhalten, dass keine andere Person ge-


fährdet, geschädigt, oder diskriminiert wird. 2Diskriminierungen sind solche im Sinne des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) in seiner jeweils gültigen Fassung. 


 
(2) 1Die Jugendkultur-WERKSTØD und seine Ausstattung sind pfleglich zu behandeln. 2Die 


Nutzerinnen und Nutzer haften für alle Schäden, die sie bei der Benutzung verursachen 
oder Dritten zufügen nach den gesetzlichen Bestimmungen. 


 
(3) Der Ausschank von branntweinhaltigen Produkten ist in der Jugendkultur-WERKSTØD 


untersagt. 
 
(4) Das Mitbringen von Alkohol, Drogen und Waffen in die Jugendeinrichtung ist verboten.  
 
(5) Das Rauchen ist in der Jugendeinrichtung verboten. 
 
(6) Jede parteipolitische Betätigung ist in der Jugendeinrichtung untersagt. 
 
(7) 1Jede Verbreitung extremistischen, pornografischen, gegen die guten Sitten verstoßen-


den, Gewalt verherrlichenden, diskriminierenden oder jugendgefährdenden Gedanken-
guts oder Materials ist verboten. 2Dies gilt insbesondere für Gedankengut oder Material 
von extremistischen oder extremistisch beeinflussten oder verfassungsfeindliche Zielset-
zungen verfolgenden Organisationen. 


 
(8) 1Die Beschäftigten der Stadt und die Mitglieder des Fördervereins haben das Hausrecht 


inne und sind berechtigt, entsprechende Anordnungen zu erteilen. 2Den Anordnungen ist 
Folge zu leisten. 


 
 


§ 4 
Haftung der Stadt Viechtach 


 
(1) Die Stadt haftet für Schäden, die im Zusammenhang mit dem Betrieb der Jugendkultur-


WERKSTØD entstehen nur im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. 
 
(2) 1Unbeschadet Absatz 1 haftet die Stadt für Schäden, die sich aus der Benutzung der Ju-


gendkultur-WERKSTØD ergeben, nur für vorsätzliches und fahrlässiges Verhalten ihrer 
Beauftragten. 2Insbesondere wird für Schäden, die durch das Verhalten von Dritten (z.B. 
anderen Nutzerinnen und Nutzer) verursacht werden, keine Haftung übernommen. 


 
 


§ 5 
Ausschluss 


 
(1) Unbeschadet der Ausübung des Hausrechts können Personen von dem Betreten der Ju-


gendkultur-WERKSTØD vorübergehend oder dauerhaft ausgeschlossen werden. 
 
(2) Ausgeschlossen werden können Personen, 
 


a) die dieser Satzung oder einer aufgrund dieser Satzung ergangenen Anordnung gröb-
lich oder wiederholt zuwidergehandelt haben, 
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b) die sich Tätlichkeiten, Bedrohungen oder Beleidigungen gegenüber den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, Mitgliedern des Fördervereins oder Nutzerinnen und Nutzern 
schuldig gemacht haben, 


 
c) die sich im Bereich des Jugendkultur-WERKSTØD einer strafbaren Handlung oder 


einer Ordnungswidrigkeit schuldig machen bzw. eine Gefahr für die Besucherinnen 
und Besucher der Jugendendeinrichtungen darstellen. 


 
 


§ 6 
Inkrafttreten 


 
Diese Satzung tritt am 01.11.2023 in Kraft. 
 
 
Viechtach, 10.10.2023 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Satzung über die Benutzung der öffentlichen Grünanlagen 
(Grünanlagensatzung – GrünAnlS) 


Vom 10.10.2023 


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 der Gemeinde-
ordnung (GO) folgende Satzung: 


Inhaltsverzeichnis 
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Anlage 2  Grünanlagenplan ................................................................................................. 9 


§ 1
Gegenstand der Satzung 


(1) Die im Stadtgebiet Viechtach vorhandenen öffentlichen Grünanlagen sind öffentliche
Einrichtungen der Stadt Viechtach.


(2) Grünanlagen im Sinne dieser Satzung sind die im Eigentum oder Besitz der Stadt be-
findlichen, gärtnerisch gestalteten oder von ihr unterhaltenen Park- und Grünflächen. Sie
werden von der Stadt der Allgemeinheit zugänglich gemacht, soweit durch diese Satzung
nichts Abweichendes geregelt ist.


(3) Grünanlagen dienen der Erholung, Entspannung und der Freizeitgestaltung einschließ-
lich spielerischer und sportlicher Aktivitäten. Sie besitzen eine ökologische, klimatische
und soziale Funktion.
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(4) Der Geltungsbereich der Grünanlagensatzung umfasst alle von der Stadt unterhaltenen 
Erholungsgrünanlagen, die Sportanlage auf der Regeninsel, die Spielanlagen (Kinder-
spielplätze, Bolzplätze, Bewegungsparcours (Fitalpark), Minigolfanlage, Bocciabahn, 
Kunsteisbahn, Dirt-Anlage inkl. Pumptrack, Skate-Anlage) sowie den öffentlich zugäng-
lichen Boots-Einstieg am Schwarzen Regen. Sie sind im Grünanlagenverzeichnis aufge-
führt und ihr Umgriff ist im Grünanlagenplan der Stadt dargestellt. Das Grünanlagenver-
zeichnis (Anlage 1) und der Grünanlagenplan (Anlage 2) sind Bestandteil dieser Sat-
zung. 


 
 


§ 2 
Bestandteile und Einrichtungen der Grünanlagen 


 
(1) Bestandteile der Grünanlagen im Sinne des § 1 sind auch alle zu den Grünanlagen ge-


hörenden Wege und Plätze, Parkplätze und alle natürlichen und künstlich geschaffenen 
Wasseranlagen. 


 
(2) Einrichtungen der Grünanlagen sind 
 


a) alle Gegenstände, die der Verschönerung und dem Schutz dienen (z. B. Denkmäler, 
Kunstwerke, Kübel, Brunnen, Beleuchtungsanlagen, Zäune und dergleichen) 


 
b) alle Gegenstände, die den Benutzern zum Gebrauch dienen (z. B. Spielgeräte, Sitz-


möbel, Papierkörbe und dgl.) 
 


c) bauliche Einrichtungen (z. B. Futter- und Trinkstellen) 
 
 


§ 3 
Recht auf Benutzung 


 
(1) Jeder hat das Recht, die Grünanlagen unentgeltlich nach Maßgabe dieser Satzung zu 


benutzen. 
 
(2) Von der Unentgeltlichkeit ausgenommen sind die Benutzung der Minigolfanlage und der 


Kunsteisbahn; hier werden Benutzungsgebühren nach Maßgabe einer Gebührensat-
zung erhoben. Bei Sportveranstaltungen in der Sportanlage auf der Regeninsel kann 
vom jeweiligen Veranstalter ein Entgelt erhoben werden. 


 
 


§ 4 
Allgemeine Verhaltensregeln 


 
(1) Die Benutzer haben sich in den Grünanlagen so zu verhalten, dass kein anderer gefähr-


det, geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert oder beläs-
tigt wird. 


 
(2) Die Benutzer haben sich in den Grünanlagen so zu verhalten, dass diese und ihre Be-


standteile und Einrichtungen nicht beschädigt oder verunreinigt werden. 
 
(3) In den Grünanlagen ist den Benutzern insbesondere untersagt: 
 


a) Das Fahren, Parken, Abstellen und Waschen von Kraftfahrzeugen sowie das Reiten 
und Fahren mit Pferden, 


 
b) das Wegwerfen von Papier und anderen Abfällen, außer an den dafür vorgesehe-


nen Stellen, 
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c) das Besteigen von Bäumen, Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, 


 
d) das Betreten von Zieranlagen oder Biotopen, 


 
e) das Entfernen von Bänken und sonstigen Einrichtungen von ihrem Standort, 


 
f) das Pflücken von Blumen oder das Beschädigen und Entfernen von Pflanzen, Sträu-


chern und Bäumen, 
 


g) das Zelten, Aufstellen von Wohnwagen, das Nächtigen und das Lagern, 
 


h) das Betteln in jeglicher Form, 
 


i) der Aufenthalt zum Alkoholgenuss, ausgenommen in Flächen in den Grünanlagen, 
die durch eine gaststättenrechtliche Erlaubnis oder Gestattung konzessioniert sind. 


 
j) das Entzünden von offenem Feuer außerhalb dafür vorgesehener Einrichtungen, 


 
k) Hunde frei laufen zu lassen, 


 
l) das Verrichten der Notdurft außerhalb der Toilettenanlagen, 


 
m) das Radfahren außerhalb befestigter, hierfür besonders gekennzeichneter Wege o-


der auf Treppen und 
 


n) Grünanlagen durch Hunde verunreinigen zu lassen. 
 
 


§ 5 
Besondere Regeln für die Benutzung der Sportanlage auf der Regeninsel 


 
(1) Die Stadt stellt die Sportanlage auf der Regeninsel dem 1. F.C. 1919 Viechtach e.V. und 


dem Turnverein 1887 e.V. als Sportanlage (Fußball und Faustball) zur Verfügung. 
 
(2) Das Verbot des Alkoholgenusses nach § 2 Abs. 3 Buchst. i) gilt nicht bei Sportveranstal-


tungen, sonstigen Veranstaltungen oder Zusammenkünften des 1. F.C. 1919 Viechtach 
e.V. oder des Turnvereins 1887 e.V. 


 
(3) Vereinsverantwortliche nach Abs. 1 dürfen Wege, die als solche erkennbar sind, bis zum 


Funktionsgebäude befahren; das Verbot nach § 4 Abs. 3 Buchst. a) gilt insoweit nicht. 
 
 


§ 6 
Besondere Regeln für die Benutzung der Kinderspielplätze und der Bolzplätze 


 
(1) Die Benutzung der Kinderspielplätze hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zu 


erfolgen. Die im Einzelfall durch Beschilderung angezeigten Hinweise und Gebote sind 
einzuhalten. Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr müssen in Begleitung eines Er-
ziehungsberechtigten oder dessen Beauftragten sein. 


 
(2) Auf Kinderspielplätzen und Bolzplätzen ist es untersagt, Hunde mitzuführen oder frei 


laufen zu lassen. 
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§ 7 
Besondere Regeln für die Benutzung der Minigolfanlage 


 
(1) Die Stadt bestimmt die jährliche Betriebszeit und die tägliche Öffnungszeit. Bei Überfül-


lung, zu geringem Besuch sowie unvorhergesehen Ereignissen kann die Minigolfanlage 
für die Benutzung gesperrt oder vorzeitig geschlossen werden. 


 
(2) Die Minigolfanlage sowie das entliehene Minigolfzubehör sind pfleglich zu behandeln, 


jede Beschädigung und Verunreinigung ist zu vermeiden. Das entliehene Minigolfzube-
hör ist nach dem Spiel wieder vollständig abzugeben. Die Stadt ist berechtigt, für das 
ausgegebene Minigolfzubehör (Schläger, Ball, Schreibunterlage) ein angemessenes 
Pfand je Stück zu verlangen, welches bei Beschädigung als anteiliger Schadenersatz 
einbehalten werden darf. 


 
(3) Die Gebühren für die Benutzung der Minigolfanlage richtet sind nach der Gebührensat-


zung. 
 
 


§ 8 
Besondere Regeln für die Benutzung der Kunsteisbahn 


 
(1) Die Stadt bestimmt die jährliche Betriebszeit und die tägliche Öffnungszeit. Bei Überfül-


lung, zu geringem Besuch sowie unvorhergesehen Ereignissen kann die Kunsteisbahn 
für die Benutzung gesperrt oder vorzeitig geschlossen werden. 


 
(2) Die Kunsteisbahn darf nur mit freigegebenen, für diese Bahn geeigneten Schlittschuhen 


betreten werden. Sie ist ebenso wie entliehene Schlittschuhe pfleglich zu behandeln; 
jede Beschädigung und Verunreinigung ist zu vermeiden. Die entliehenen Schlittschuhe 
sind nach dem Gebrauch wieder vollständig abzugeben. Die Stadt ist berechtigt, für die 
ausgegebenen Schlittschuhe ein angemessenes Pfand zu verlangen, welches bei Be-
schädigung als anteiliger Schadenersatz einbehalten werden darf. 


 
(3) Die Gebühren für die Benutzung der Kunsteisbahn bzw. Verleihschlittschuhe richten sich 


nach der Gebührensatzung. 
 
 


§ 9 
Besondere Regeln für die Benutzung der Dirt-Anlage inkl. Pumptrack 


 
(1) Die Stadt bestimmt die jährliche Betriebszeit und die tägliche Öffnungszeit. Bei Überfül-


lung, zu geringem Besuch sowie unvorhergesehen Ereignissen kann die Dirt-Anlage 
inkl. Pumptrack für die Benutzung gesperrt oder vorzeitig geschlossen werden. 


 
(2) Die Benutzung der Dirt-Anlage inkl. Pumptrack hat im Rahmen der gesetzlichen Bestim-


mungen zu erfolgen. Neben den Bestimmungen des § 2 sind die im Einzelfall durch 
Beschilderung angezeigten Hinweise und Gebote sind einzuhalten. 


 
 


§ 10 
Besondere Regeln für die Benutzung der Skate-Anlage 


 
(1) Die Stadt bestimmt die jährliche Betriebszeit und die tägliche Öffnungszeit. Bei Überfül-


lung, zu geringem Besuch sowie unvorhergesehen Ereignissen kann die Skate-Anlage 
für die Benutzung gesperrt oder vorzeitig geschlossen werden. 
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(2) Die Benutzung der Skate-Anlage hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zu 
erfolgen. Neben den Bestimmungen des § 2 sind die im Einzelfall durch Beschilderung 
angezeigten Hinweise und Gebote sind einzuhalten. 


 
 


§ 11 
Besondere Regeln für die Benutzung der Grillplätze 


 
(1) Für die Benutzung der Grillplätze gelten neben § 4 die folgenden Regelungen: 
 


a) Die Benutzung von Grillplätzen ist unbeschadet weiterer Regelungen außerhalb die-
ser Satzung bis maximal 24:00 Uhr beschränkt. 


 
b) Die Glut ist bei Verlassen des Grillplatzes abzulöschen. 


 
c) Die ständige Aufsicht der Feuerstelle ist bis zum Erlöschen der Glut zu gewährleis-


ten. 
 


d) Das Entzünden der Feuerstelle ist ab einem Waldbrandgefahrenindex (WBI) oder 
Graslandfeuerindex (GLFI) der Station Prackenbach-Neuhäusl Stufe 3 und höher 
verboten. Die Indexwerte sind auf der Internetseite des Deutschen Wetterdienstes 
(www.dwd.de) abrufbar. 


 
(2) Das Verbot des Alkoholgenusses nach § 4 Abs. 3 Buchst. i) gilt nicht für die Grillplätze. 
 
 


§ 12 
Besondere Regeln für die Benutzung 


des öffentlich zugänglichen Boots-Einstiegs am Schwarzen Regen 
 
Für die Benutzung des Boots-Einstiegs gelten neben § 4 die folgenden Regelungen: 
 
a) Alkoholisierten Personen ist die Benutzung untersagt. 
 
b) Bei der Benutzung ist festes Schuhwerk erforderlich. 
 
c) Bei Starkem Regen und Nässe, Schnee und Frost ist die Benutzung untersagt. 
 
 


§ 13 
Ausnahmen 


 
(1) Auf Antrag kann in Einzelfällen Befreiung von Bestimmungen dieser Satzung erteilt wer-


den, soweit nicht öffentliche Interessen entgegenstehen, insbesondere eine Gefährdung 
des Zwecks der Grünanlagen oder schädliche Auswirkungen für die Grünanlagen zu be-
fürchten sind. Die Ausnahmebewilligung kann für bestimmte Zeit erteilt und wiederholt 
verlängert werden. 


 
(2) Die Ausnahmebewilligung kann widerruflich erteilt werden. Sie kann von Bedingungen, 


insbesondere der Leistung von Sicherheiten abhängig gemacht und mit Auflagen ver-
bunden werden, wenn dies für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs oder zum 
Schutz der Grünanlagen erforderlich ist. Aus Gründen des öffentlichen Wohls können 
Auflagen auch nachträglich ausgesprochen werden. 
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§ 14 
Benutzungssperre, Einschränkung in den Wintermonaten 


 
(1) Grünanlagen, einzelne Teile oder Einrichtungen können während bestimmter Zeiträume 


für die allgemeine Benutzung gesperrt werden. In dieser Zeit ist die Benutzung nach 
Maßgabe der Sperre untersagt. 


 
(2) In den Wintermonaten geschieht die Benutzung von Verkehrsflächen in den Grünanla-


gen auf eigene Gefahr, soweit diese nicht geräumt und gestreut sind. 
 
 


§ 15 
Vollzugsanordnungen 


 
(1) Die Stadt, das von ihr bestellte Aufsichtspersonal und von ihr beauftragte Dritte sind 


berechtigt, im Einzelfall Anordnungen zum Vollzug dieser Satzung zu erlassen. 
 
(2) Den zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit in den Grünanlagen ergehenden 


Anordnungen der Stadt, des von ihr bestellten Aufsichtspersonals und der von ihr beauf-
tragten Dritten ist unverzüglich Folge zu leisten. 


 
 


§ 16 
Platzverweis 


 
(1) Vom Platz verwiesen werden können Personen, die in schwerwiegender Weise oder 


wiederholt trotz Mahnung 
 


a) Vorschriften dieser Satzung oder auf Grund dieser Satzung erlassener Anordnun-
gen zuwiderhandeln; 


 
b) in den Grünanlagen mit Strafe oder Geldbuße bedrohte Handlungen begehen oder 


in die Grünanlagen Gegenstände verbringen, die durch eine strafbare Handlung er-
langt worden sind oder zur Begehung strafbarer Handlungen verwendet werden sol-
len; 


 
c) gegen Anstand und Sitte verstoßen. 


 
(2) In diesen Fällen kann auch das Betreten der Grünanlagen für einen bestimmten Zeit-


raum untersagt werden. 
 
 


§ 17 
Beseitigungspflicht und Ersatzvorname 


 
(1) Wer in Grünanlagen, insbesondere durch Beschädigung oder Verunreinigung, einen 


ordnungswidrigen Zustand (§ 19) herbeiführt, hat diesen ohne Aufforderung unverzüg-
lich auf seine Kosten zu beseitigen. Dies gilt auch für die Beseitigung der Exkremente 
von mitgeführten Tieren. 


 
(2) Wird der ordnungswidrige Zustand nicht beseitigt, so kann die Stadt nach vorheriger 


Androhung und Fristsetzung diesen auf Kosten des Zuwiderhandelnden beseitigen. Von 
einer vorherigen Androhung und Fristsetzung kann abgesehen werden, wenn der Zuwi-
derhandelnde nicht erreichbar ist, wenn Gefahr im Verzug besteht oder wenn die sofor-
tige Beseitigung des ordnungswidrigen Zustandes im öffentlichen Interesse geboten ist. 
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§ 18 
Haftungsbeschränkung 


 
Die Benutzung der Grünanlagen erfolgt auf eigene Gefahr. Die Stadt haftet im Rahmen der 
allgemeinen Vorschriften nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Von dieser Haftungsbe-
schränkung ausgenommen sind Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder 
der Gesundheit. 
 
 


§ 19 
Ordnungswidrigkeiten 


 
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu zweitausend Euro belegt werden, 
wer vorsätzlich 
 
a) Handlungen entgegen des § 4 Abs. 3 Buchst. a) bis n) vornimmt, 
 
b) dem § 6 Abs. 2 zuwiderhandelt, 
 
c) dem § 7 Abs. 2 zuwiderhandelt, 
 
d) dem § 8 Abs. 2 zuwiderhandelt, 
 
e) dem § 9 Abs. 2 zuwiderhandelt, 
 
f) dem § 10 Abs. 2 zuwiderhandelt, 
 
g) dem § 11 Abs. 1 zuwiderhandelt, 
 
h) dem § 12 zuwiderhandelt, 
 
i) dem § 14 Abs. 1 Satz 2 zuwiderhandelt, 
 
j) einer aufgrund § 15 erlassenen Anordnung zuwiderhandelt. 


 
k) einem ausgesprochenen Platzverweis nach § 16 zuwiderhandelt. 
 
 


§ 20 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der öffentlichen Grünanlagen der Stadt 


Viechtach und der Sportanlage auf der Regeninsel (Grünanlagensatzung) vom 
15.09.2003, zuletzt geändert durch Satzung vom 04.05.2016, außer Kraft. 


 
 
Viechtach, 10.10.2023 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Anlage 1 
Grünanlagenverzeichnis 


Nr. Bezeichnung Lage 


1 Parkanlage an der Stadtpfarrkirche Stadtplatz 


2 Bahnhofspark mit Skate-Anlage Bahnhofstraße, Bahnhofsplatz 


3 Rastanlage Bahnhofshöhe Bahnhofsplatz 


4 Dr.-Schellerer-Park Nord Dr.-Schellerer-Straße 


5 Dr.-Schellerer-Park Süd (Kräutergarten, 
Bewegungsparcours (Fitalpark)) 


Dr.-Schellerer-Straße 


6 Rastanlage Hafnerhöhe Hafnerhöhe 


7 Parkanlage Kandlbach Kandlbach 


8 Parkanlage Bierfeldpark Bierfeldstraße 


9 Parkanlage an der Schmidstraße Schmidstraße 


10 Parkplatz am Schulzentrum Flurstraße 


11 Spielplatz Dr.-Schellerer-Park Dr.-Schellerer-Straße 


12 Spielplatz Kandlbach Kandlbach 


13 Dirt-Anlage inkl. Pumptrack Lindenweg, Schießstattweg 


14 Spielplatz Schwarzholz mit Bolzplatz Schwarzholzstraße 


15 Spielplatz Mitterweg Mitterweg 


16 Spielplatz Fidel-Schub-Straße Fidel-Schub-Straße 


17 Spielplatz Karl-Gareis-Straße Karl-Gareis-Straße 


18 Spielplatz Dr.-Zenglein-Straße Dr.-Zenglein-Straße, 
Tresdorfer Straße 


19 Spielplatz Stadeläcker Stadeläcker 


20 Spielplatz Pirka neu Eberbachweg, Stockwiesweg 


21 Spielplatz Pirka alt Stockwiesweg 


22 Spielplatz Wiesing mit Bolzplatz Wiesing 


23 Spielplatz Neunußberg Neunußberg 


24 Spielplatz Schönau Schönau 


25 Sportanlage auf der Regeninsel Regeninsel 


26 Boots-Einstieg am Schwarzen Regen Flurnummer 457 
Gemarkung Viechtach 


27 Grillplatz am Schwarzen Regen Flurnummer 404 
Gemarkung Viechtach 


28 Bolzplatz Am Ruck Am Ruck 


29 Bolzplatz Regeninsel Regeninsel 







Maßstab 1:25000
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Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
der Minigolfanlage und der Kunsteisbahn im Dr.-Schellerer-Park 


(Minigolfanlagengebührensatzung – MinigolfGebS) 


Vom 10.10.2023 


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) und 
Art. 20 des Kostengesetzes (KG) folgende Satzung: 


§ 1
Gebührenerhebung und Gebührenpflicht 


(1) Für die Benutzung der Minigolfanlage und der Leihschlittschuhe der Kunsteisbahn erhebt
die Stadt Viechtach Gebühren (jeweils inkl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer) nach Maß-
gabe dieser Satzung.


(2) Gebührenschuldner sind die Benutzer der Minigolfanlage bzw. der Leihschlittschuhe.


§ 2
Gebührenhöhe 


(1) Die Benutzungsgebühren betragen bei der Minigolfanlage:


a) Erwachsene 5,00 € 


b) Jugendliche von 15 bis 17 Jahren, Schwerbehinderte (ab GdB 50), 
Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte, Inhaber der Jugendleiter-
Card (Juleica), Empfänger von Bürgergeld und Sozialhilfe (Hilfe zum 
Lebensunterhalt und bei Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung), Personen, die an einem freiwilligen sozialen bzw. ökolo-
gischen Jahr oder am Bundesfreiwilligendienst teilnehmen, Studen-
ten, Personen mit Bayerwald-Card 


4,50 € 


c) Kinder von 6 bis 14 Jahren 3,50 € 


d) Gruppen ab 15 Personen 3,50 € 
je Person 


(2) Freien Eintritt haben


1. Kinder bis 5 Jahre in Begleitung einer geeigneten Begleitperson (die Begleitperson
zahlt die entsprechende Gebühr nach § 1 Abs. 1).


2. Personen mit Gästekarte der Stadt Viechtach


(3) Ermäßigung auf die Benutzungsgebühr und freier Eintritt wird nur aufgrund vorgelegter
Ausweise gewährt.


(4) Die Benutzungsgebühren für die Leihschlittschuhe betragen 5,00 €.
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§ 3 
Entstehen und Fälligkeit der Gebührenschuld 


 
(1) Die Benutzungsgebühren entstehen mit der Inanspruchnahme (Benutzung) der Minigol-


fanlage bzw. der Leihschlittschuhe. 
 
(2) Die Benutzungsgebühren sind mit ihrem Entstehen zur Zahlung fällig. 
 
 


§ 4 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten 


 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Mi-


nigolfanlage und der Kunsteisbahn im Dr.-Schellerer-Park (Minigolfanlagengebührensat-
zung – MinigolfGebS) vom 07.03.2023 (VITABl. Nr. 2/2023) außer Kraft. 


 
 
Viechtach, 10.10.2023 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Satzung zur Änderung der Freibadgebührensatzung 
 


Vom 10.10.2023 
 
 
Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
und Art. 20 des Kostengesetzes (KG) folgende Satzung: 
 
 


§ 1 
Änderung der Freibadgebührensatzung 


 
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung des Freibads der Stadt 
Viechtach (Freibadgebührensatzung – FBGS) vom 03.03.2015, zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 09.06.2020 (VITABl. Nr. 2/2020), wird wie folgt geändert: 
 
1. § 2 Abs. 1 Buchst. b) wird wie folgt geändert: 


 
 Die Wörter „Arbeitslosengeld II“ wird durch das Wort „Bürgergeld“ ersetzt. 
 
2. In § 2 Abs. 3 Nr. 5 werden die Klammern und die Wörter „freier Eintritt einmalig pro Per-


son“ ersatzlos gestrichen. 
 
3. § 2 Abs. 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: 


 
„Die Ausstellung einer Saisonkarte im Vorverkauf nach § 2 Abs. 1 Nr. 3.2 ist nur in der 
Zeit vom 01.12. bis 30.04. möglich.“ 


 
 


§ 2 
Inkrafttreten 


 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Viechtach, 10.10.2023 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Satzung zur Änderung der Kostensatzung 
 


Vom 10.10.2023 
 
 
Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes (KG) und Art. 23 der 
Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung: 
 
 


§ 1 
Änderung der Kostensatzung 


 
Die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen im eigenen 
Wirkungskreis (Kostensatzung – KS) vom 12.03.2019, zuletzt geändert durch Satzung vom 
11.10.2022 (VITABl. Nr. 13/2022), wird wie folgt geändert: 
 
Die Anlage zu § 2 Satz 1 der Satzung (Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz)) wird 
wie folgt geändert: 
 
Die Tarif-Nummer 816 (Abschaltung des Funkmoduls eines elektronischen Wasserzählers 
auf Antrag nach Art. 24 Abs. 4 Satz 6 GO) wird ersatzlos gestrichen. 
 
 


§ 2 
Inkrafttreten 


 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Viechtach, 10.10.2023 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Satzung zur Änderung der Wasserabgabesatzung 
 


Vom 10.10.2023 
 
 
Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und Abs. 3 
der Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung: 
 
 


§ 1 
Änderung der Wasserabgabesatzung 


 
Die Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung der Stadt Viechtach (Wasser-
abgabesatzung – WAS) vom 15.11.2016, zuletzt geändert durch Satzung vom 11.10.2022 
(VITABl, Nr. 13/2022), wird wie folgt geändert: 
 
§ 19a der Satzung (Besondere Regelungen bezüglich des Einsatzes und Betriebs elektroni-
scher Wasserzähler) wird ersatzlos gestrichen. 
 
 


§ 2 
Inkrafttreten 


 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Viechtach, 10.10.2023 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Stadt Viechtach
Geschäftszeichen
5.1t1500t099486


Bekanntmachung


Widerspruchsrecht gemäß S 50 Abs. 5 Bundesmeldegesetz:


Die Meldebehörde ist berechtigt, bestimmte Auskünfte an Dritte zu erteilen.
Die Betroffenen können jedoch der Übermittlung ihrer Daten durch das
Einwohnermeldeamt widersprechen bei folgenden Auskünften:


' Alters- und Ehejubilare
Auskunft aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubiläen an Mandatsträger,
Presse oder Rundfunk über Familienname, Vorname, Doktorgrad, Anschrift sowie Datum
und Art des Jubiläums.
Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab dem
100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes
folgende Ehejubiläum.


' Adressbuchverlage
Auskunft zu allen Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, über
Familienname, Vornamen, Doktorgrad und derzeitige Anschriften. Die übermittelten
Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenvezeichnisse in


Buchform) venrvendet we rden.


' Auskunft an Parteien
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von
Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher
und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden
Monaten Auskunft erteilen über Familienname, Vornamen, Doktorgrad und
derzeitige Anschriften sowie, sofern die Person verstorben ist, diese Tatsache
(Einfache Melderegisterauskunft).


Eine Erteilung dieser Auskünfte erfolgt nicht, wenn eine Auskunftssperre vorliegt oder
die Betroffenen der Übermittlung ihrer Daten widersprochen haben. Wer von seinem
Widerspruchsrecht Gebrauch machen will, wird gebeten, dies dem Bürgeramt der Stadt
Viechtach mitzuteilen.


Viechtach, 25.11.2021
STADT VIECHTACH


G;:
G
2. Veröffentlichung im Amtsblatt Nr


Herausgabedatum:


6',-
'.bir\^\JHurgermeister
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Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) in Verbindung mit 
§ 142 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) folgende Satzung:


§ 1
Festlegung des Sanierungsgebietes 


(1) 1Im nachfolgend näher beschriebenen Gebiet liegen städtebauliche Missstände vor.
2Dieser Bereich soll durch städtebauliche Sanierungsmaßnahmen (wesentlich) verbessert
oder umgestaltet werden. Das insgesamt 49,4 ha umfassende Gebiet wird hiermit förmlich
als Sanierungsgebiet festgelegt und erhält die Kennzeichnung „Viechtach – Stadtkern I“.


(2) 1Das Sanierungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb der im
Lageplan vom 25.11.2021 (Maßstab 1:5000) abgegrenzten Fläche. 2Dieser ist Bestandteil
dieser Satzung und als Anlage beigefügt.


(3) Werden innerhalb des Sanierungsgebiets durch Grundstückszusammenlegungen
Flurstücke aufgelöst und neue Flurstücke gebildet oder entstehen durch
Grundstücksteilungen neue Flurstücke, sind auf diese insoweit die Bestimmungen dieser
Satzung ebenfalls anzuwenden.


§ 2
Sanierungsverfahren 


1Auf Grundlage des § 142 Abs. 4 BauGB wird die Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Abschnitts des BauGB (besondere sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 bis 156a 
BauGB) ausgeschlossen. 2Das Sanierungsverfahren wird somit im vereinfachten 
Sanierungsverfahren durchgeführt. 


§ 3
Genehmigungspflichten 


§ 4
Fristen 


1Gemäß § 142 Abs. 3 BauGB wird die Rechtskraft der Sanierungssatzung auf 15 Jahre 
befristet. 2Sollte die Durchführung der Sanierung innerhalb von 15 Jahren nicht abgeschlossen 
werden können, kann die Rechtskraft der Sanierungssatzung durch Beschluss des Stadtrates 
verlängert werden. 


(1) Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben und
Rechtsvorgänge finden mit Ausnahme von § 144 Abs. 2 BauGB Anwendung.


(2) Hinsichtlich § 144 Abs. 1 Nr. 2 BauGB wird gemäß § 144 Abs. 3 BauGB für das gesamte
Sanierungsgebiet allgemein die Genehmigung erteilt.


Satzung über die förmliche Festlegung 
des Sanierungsgebietes „Viechtach – Stadtkern I“ 


(Sanierungssatzung – SanS) 


Vom 07.12.2021 
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§ 5
Inkrafttreten; Außerkrafttreten 


(1) Diese Sanierungssatzung wird gemäß § 143 Abs. 1 BauGB mit ihrer Bekanntmachung
rechtsverbindlich.


(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 01.06.1992 außer Kraft.


Viechtach, 07.12.2021 
STADT VIECHTACH 


Hans Greil 
zweiter Bürgermeister 







Stadt Viechtach
Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes "Viechtach - Stadtkern I"
Anlage zu § 1 Abs. 2
Maßstab: 1:5000
Stand: 25.11.2021
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Satzung zur Änderung der Kostensatzung 
 


Vom 07.12.2021 
 
 
Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes (KG) und Art. 23 der 
Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung: 
 
 


§ 1 
Änderung der Kostensatzung 


 
Die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen im eigenen 
Wirkungskreis (Kostensatzung – KS) vom 12.03.2019 wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Anlage zu § 2 Satz 1 der Satzung (Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz)) 


wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach Tarif-Nr. 131 wird folgende Tarifgruppe und Tarif-Nr. neu eingefügt: 


 
„2  Schulwesen – Schülerbeförderung  
    
 210 Ausstellung eines Berechtigungsauswei-


ses bzw. einer Fahrkarte (Schulbusbe-
rechtigung) 


kostenfrei 


    
 211 Ersatzausstellung eines Berechtigungs-


ausweises bzw. einer Fahrkarte (Schul-
busberechtigung) 


20 €“ 


 
b) Nach Tarif-Nr. 617 wird folgende Tarif-Nr. neu eingefügt: 


 
 „618a Genehmigung nach § 144 i. V. m. § 145 


BauGB 
10 bis 100 € 


    
 618b Bestätigung, dass keine Genehmigung nach 


§ 144 i. V. m. § 145 BauGB erforderlich ist 
kostenfrei“ 


 
c) In Tarifgruppe 62 werden die bisherigen Tarif-Nr. 620 und 621 durch folgende neue 


Tarif-Nr. ersetzt: 
 


 „620 Erklärung nach Art. 58 Abs. 3 Satz 6 BayBO kostenfrei 
  


621 
 
Erklärung nach Art. 58 Abs. 1 Nr. 5 BayBO 


 
kostenfrei nach 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 
KG“ 


 


 
d) Nach der neuen Tarif-Nr. 621 wird folgende Tarif-Nr. 622 eingefügt: 


 
 „622 Entscheidungen über Abweichungen nach Art. 


63 Abs. 3 Satz 1 BayBO 
50 bis 100 €“ 


 
e) Der Gegenstand der Tarifgruppe 67 erhält folgende neue Bezeichnung: 


 
„Vollzug der Straßenreinigungs- und Sicherungsverordnung (RSV)“ 


 
f) Der Gegenstand der Tarif-Nr. 820 erhält folgende neue Bezeichnung: 







 


Gz. 2.0/0280/099939  Seite 2 von 2 


 
„Zustimmungserklärung nach § 127 Abs. 1 des Telekommunikationsgesetzes 
(TKG)“ 


 
 


§ 2 
Inkrafttreten 


 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Viechtach, 07.12.2021 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Hans Greil 
zweiter Bürgermeister 
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Verordnung zur Änderung der Parkgebührenverordnung 
 


Vom 07.12.2021 
 
 
Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund § 6a Abs. 6 und 7 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) 
in Verbindung mit § 10 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) folgende Verordnung: 
 
 


§ 1 
Änderung der Parkgebührenverordnung 


 
Die Verordnung über die Parkgebühren in der Stadt Viechtach (Parkgebührenverordnung) 
vom 09.11.2016, zuletzt geändert durch Verordnung vom 01.08.2017, wird wie folgt geändert: 
 
1. Der Name der Verordnung erhält folgende Fassung: 
 


„Verordnung über die Parkgebühren in der Stadt Viechtach (Parkgebührenverordnung – 
PGV)“ 


 
2. Der Einleitungssatz der Verordnung erhält folgende Fassung: 


 
„Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund § 6a Abs. 6 und 7 des Straßenverkehrsgesetzes 
(StVG) in Verbindung mit § 10 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) folgende Verord-
nung:“ 


 
3. § 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 
 


„folgender Teilbereich von P7: Parkplatz am Rathaus (Parkdeck) und Tiefgarage Rathaus, 
Flurnummer 355/32 und 355/2, Gemarkung Viechtach“ 


 
4. In § 2 Abs. 1 Buchst. a) wird folgende Nr. 4 angefügt: 


 
„folgender Teilbereich P7: Parkplatz am Rathaus (Parkdeck) und Tiefgarage Rathaus: 
je angefangene 30 Minuten 0,50 €, maximal 2 Stunden Parkdauer“ 


 
 


§ 2 
Inkrafttreten 


 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Viechtach, 07.12.2021 
STADT VIECHTACH 
 
 
 
Hans Greil 
zweiter Bürgermeister 
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Der Stadtrat der Stadt Viechtach gibt sich aufgrund des Art. 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), 
die zuletzt durch § 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) geändert 
worden ist, folgende Geschäftsordnung: 
 
 
 


A. Die Stadtorgane und ihre Aufgaben 
 
 
 


I. Der Stadtrat 
 
 
 


§ 1 
Zuständigkeit im Allgemeinen 


 
(1) Der Stadtrat beschließt über alle Angelegenheiten des eigenen und des übertragenen Wir-


kungskreises, soweit sie nicht ausdrücklich beschließenden Ausschüssen übertragen sind 
oder aufgrund Gesetz bzw. Übertragung durch den Stadtrat in die Zuständigkeit des ersten 
Bürgermeisters oder der ersten Bürgermeisterin fallen. 


 
(2) 1Der Stadtrat überträgt die in § 8 genannten Angelegenheiten vorberatenden Ausschüssen 


zur Vorbereitung der Stadtratsentscheidungen und die in § 9 genannten Angelegenheiten 
beschließenden Ausschüssen zur selbstständigen Erledigung. 2Er kann sich die Behand-
lung und Entscheidung im Einzelfall vorbehalten, wenn das die Bedeutung der Angelegen-
heit erfordert. 


 
 
 


§ 2 
Aufgabenbereich des Stadtrats 


 
Der Stadtrat ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 
1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsänderungen der Stadt und zu Änderungen 


des Namens der Stadt oder eines Stadtteils (Art. 2 und 11 GO), 
 
2. die Entscheidung über Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberkennung des 


Ehrenbürgerrechts (Art. 16 GO), 
 
3. die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschüsse sowie die Zuteilung der Aufgaben 


an diese (Art. 32, 33 GO), 
 
4. die Aufstellung von Richtlinien für laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz 2 


GO, 
 
5. die Verteilung der Geschäfte unter die Stadtratsmitglieder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2 GO), 
 
6. die Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO), 
 
7. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Stadt der Genehmi-


gung bedarf, 
 
8. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen, 







 


 
9. die Beschlussfassung über die allgemeine Regelung der Bezüge der Stadtbediensteten und 


über beamten-, besoldungs-, versorgungs- und disziplinarrechtliche Angelegenheiten der 
Bürgermeister oder Bürgermeisterinnen und der berufsmäßigen Stadtratsmitglieder, soweit 
nicht das Gesetz über kommunale Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen oder das Bayerische 
Disziplinargesetz etwas anderes bestimmen, 


 
10. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und über die Nachtragshaushaltssatzun-


gen (Art. 65 und 68 GO), 
 
11. die Beschlussfassung über den Finanzplan (Art. 70 GO), 
 
12. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe sowie 


die Beschlussfassung über die Entlastung (Art. 102 GO), 
 
13. die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO über gemeindliche Unterneh-


men, 
 
14. die hinsichtlich der Eigenbetriebe dem Stadtrat im Übrigen gesetzlich vorbehaltenen Ange-


legenheiten (Art. 88 GO), 
 
15. die Bestellung und die Abberufung des Datenschutzbeauftragten, 
 
16. die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens (Art. 18a Abs. 8 GO) und 


die Durchführung eines Bürgerentscheids (Art. 18a Abs. 2, Abs. 10 GO), 
 
17. die allgemeine Festsetzung von Gebühren, Tarifen und Entgelten, 
 
18. die Entscheidung über Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an 


eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamten und Beamtinnen ab 
Besoldungsgruppe A 9, soweit diese Befugnisse nicht auf einen Ausschuss übertragen 
sind, 


 
19. die Entscheidung über Einstellung, Höhergruppierung (nicht nur vorübergehende Übertra-


gung einer höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, 
Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmer ab Entgelt-
gruppe 9 bzw. S 9 des TVöD oder ab einem entsprechenden Entgelt, soweit diese Befug-
nisse nicht auf einen Ausschuss übertragen sind, 


 
20. die Entscheidung über Altersteilzeit der Stadtbediensteten, 
 
21. die Beschlussfassung über die Beteiligung an Zweckverbänden und, soweit hoheitliche Be-


fugnisse übertragen werden, über den Abschluss von Zweckvereinbarungen, 
 
22. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z. B. der Bauleitplanung 


(Flächennutzungsplanung und Bebauungsplanung), der Ortsplanung, der Landschaftspla-
nung und der Landesplanung, der Gewässerplanung und übergreifender Planungen und 
Projekte, 


 
23. die Namensgebung für Straßen, Schulen und sonstige öffentliche Einrichtungen, 
 
24. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertretern der Stadt in andere Or-


ganisationen und Einrichtungen, 
 
25. die Beschlussfassung über die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschaft, 
 







 


26. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, insbesondere Än-
derungen des Stiftungszwecks, 


 
27. die Angelegenheiten der Sparkassen, soweit die Stadt als Träger zur Mitwirkung betroffen 


ist, 
 
28. den Abschluss von städtebaulichen Verträgen und Erschließungsverträgen, 
 
29. die Personalentscheidungen, zu denen die Stadt in sonstiger Weise berufen ist, z. B. Be-


stätigung der Feuerwehrkommandanten, Vorschlag von Schöffen usw. 
 
30. den grundsätzlichen Fragen der Volksfestorganisation und der Vergabe an den Festwirt, 


 
31. die Ausübung von Vorkaufsrechten, 


 
32. Genehmigungen nach § 145 BauGB i. V. m. § 144 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, jedoch ausschließ-


lich für die Beseitigung von Anlagen. 
 
 
 


II. Die Stadtratsmitglieder 
 
 
 


§ 3 
Rechtsstellung der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder, Befugnisse 


 
(1) Stadtratsmitglieder üben ihre Tätigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht auf das 


öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung aus und sind an Aufträge nicht gebunden. 
 
(2) Für die allgemeine Rechtsstellung der Stadtratsmitglieder (Teilnahmepflicht, Sorgfalts- und 


Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss wegen persönlicher Beteili-
gung, Geltendmachung von Ansprüchen Dritter, Ablehnung, Niederlegung und Verlust des 
Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 bis 3, Art. 56a, Art. 49, 50, 48 Abs. 3 GO 
sowie Art. 47 bis Art. 49 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz. 


 
(3) Der Stadtrat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen durch besonderen Beschluss 


einzelnen seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete zur Bearbeitung zuteilen und sie 
insoweit mit der Überwachung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit betrauen (Art. 46 
Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 3 GO). 


 
(4) Zur Ausübung von Verwaltungsbefugnissen sind Stadtratsmitglieder nur berechtigt, soweit 


ihnen der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin im Rahmen der Geschäfts-
verteilung nach Anhörung der weiteren Bürgermeister oder Bürgermeisterinnen einzelne 
seiner Befugnisse (§§ 12 bis 16) überträgt (Art. 39 Abs. 2 GO). 


 
(5) 1Stadtratsmitglieder, die eine Tätigkeit nach Absatz 3 oder 4 ausüben, haben ein Recht auf 


Akteneinsicht innerhalb ihres Aufgabenbereichs. 2Zur Vorbereitung von Tagesordnungs-
punkten der nächsten Sitzung erhält jedes Stadtratsmitglied nach vorheriger Terminverein-
barung das Recht zur Einsicht in die entscheidungserheblichen Unterlagen, sofern Gründe 
der Geheimhaltung nicht entgegenstehen. 3Im Übrigen haben Stadtratsmitglieder ein Recht 
auf Akteneinsicht, wenn sie vom Stadtrat durch Beschluss mit der Einsichtnahme beauftragt 
werden. 4Das Verlangen zur Akteneinsicht ist gegenüber dem ersten Bürgermeister oder 
der ersten Bürgermeisterin geltend zu machen. 


 
 







 


 
§ 4 


Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien 
 


(1) 1Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente, sind 
so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. 2Im Umgang mit 
solchen Dokumenten beachten die Stadtratsmitglieder Geheimhaltungsinteressen und den 
Datenschutz. 3Werden diese Dokumente für die Tätigkeit als Stadtratsmitglied nicht mehr 
benötigt, sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernichten bzw. zu löschen. 


 
(2) 1Beschlussvorlagen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung für den Stadtrat. 2Eine 


Veröffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch Stadtrats-
mitglieder ist nur zulässig, wenn der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin und 
der Stadtratrat unter Berücksichtigung des Datenschutzes zugestimmt haben und die Un-
terlagen nur Tatsachen enthalten, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner 
Geheimhaltung bedürfen. 3Die Veröffentlichung von Beschlussvorlagen und weiteren Sit-
zungsunterlagen zu nichtöffentlichen Sitzungen ist nicht zulässig. 


 
(3) Die Stadtratsmitglieder, die über die technischen Voraussetzungen zum Versenden und 


Empfangen elektronischer Post verfügen, können dem ersten Bürgermeister oder der ers-
ten Bürgermeisterin schriftlich eine elektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im 
Sinne des § 25 übersandt bzw. von der Anträge im Sinne des § 26 versandt werden. 


 
(4) 1Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch 


sie eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 
2Für die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Stadtratsmitglieder gelten § 21 Abs. 
2 Sätze 3 und 4 entsprechend. 


 
 
 


§ 5 
Fraktionen, Ausschussgemeinschaften 


 
(1) 1Stadtratsmitglieder können sich zur Erreichung gemeinsamer Ziele zu Fraktionen zusam-


menschließen. 2Eine Fraktion muss mindestens zwei Mitglieder haben. 3Die Bildung und 
Bezeichnung der Fraktionen sowie deren Vorsitzende und ihre Stellvertretung sind dem 
ersten Bürgermeister mitzuteilen; dieser unterrichtet den Stadtrat. 4Satz 3 gilt entsprechend 
für während der Wahlzeit eintretende Änderungen des Stärkeverhältnisses der Fraktionen 
und Gruppen. 


 
(2) 1Einzelne Stadtratsmitglieder und kleine Gruppen, die aufgrund ihrer eigenen Stärke keine 


Vertretung in den Ausschüssen erreichen würden, können sich zur Entsendung gemeinsa-
mer Vertreter in die Ausschüsse zusammenschließen (Ausschussgemeinschaften; Art. 33 
Abs. 1 Satz 5 GO). ²Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 


 
 
 


§ 6 
entfällt 


 
 
 







 


III. Die Ausschüsse 
 
 
 


1. Allgemeines 
 
 
 


§ 7 
Bildung, Vorsitz, Auflösung 


 
(1) 1Der Stadtrat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben 
 


a) den Hauptausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und acht ehrenamtlichen 
Stadtratsmitgliedern; der Hauptausschuss bildet zugleich den Ferienausschuss nach 
Art. 32 Abs. 4 Satz 2 GO, 


 
b) den Bauausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und acht ehrenamtlichen Stadt-


ratsmitgliedern, 
 


c) den Kulturausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und acht ehrenamtlichen 
Stadtratsmitgliedern 


 
 


d) und den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und fünf 
weiteren Mitgliedern des Stadtrats.) 


 
2In diesen Ausschüssen sind die den Stadtrat bildenden Fraktionen und Gruppen unter Be-
rücksichtigung von Ausschussgemeinschaften gemäß ihren Vorschlägen nach dem Ver-
hältnis ihrer Stärke vertreten (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO). 3Die Sitze werden nach dem Ver-
fahren Hare-Niemeyer verteilt. 3Dabei wird die Zahl der Stadtratssitze jeder Fraktion, 
Gruppe oder Ausschussgemeinschaft mit der Zahl der zu vergebenden Ausschusssitze 
multipliziert und durch die Gesamtzahl der Stadtratssitze geteilt. 4Jede Fraktion, Gruppe 
oder Ausschussgemeinschaft erhält zunächst so viele Sitze, wie ganze Zahlen auf sie ent-
fallen. 5Die weiteren zu vergebenden Sitze sind in der Reihenfolge der höchsten Zahlen-
bruchteile, die sich bei der Berechnung nach Satz 3 ergeben, auf die Fraktionen, Gruppen 
oder Ausschussgemeinschaften zu verteilen. 6Haben Fraktionen oder Gruppen den glei-
chen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet die größere Zahl der bei der Stadt-
ratswahl auf die Wahlvorschläge der betroffenen Parteien oder Wählergruppen abgegebe-
nen Stimmen; bei Beteiligung einer Ausschussgemeinschaft entscheidet das Los. 4Wird 
durch den Austritt oder Übertritt von Stadtratsmitgliedern das ursprüngliche Stärkeverhält-
nis der im Stadtrat vertretenen Fraktionen und Gruppen verändert, so sind diese Änderun-
gen nach den Sätzen 2 bis 5 auszugleichen (Art. 33 Abs. 3 Satz 1 GO); haben danach 
Fraktionen, Gruppen oder Ausschussgemeinschaften den gleichen Anspruch auf einen 
Ausschusssitz, so entscheidet das Los. 


 
(2) Für die Mitglieder eines Ausschusses werden für den Fall ihrer Verhinderung je Fraktion, 


Gruppe oder Ausschussgemeinschaft auf deren Vorschlag stellvertretende Mitglieder in ei-
ner bestimmten Reihenfolge namentlich bestellt. 


 
(3) 1Den Vorsitz in den Ausschüssen führt der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeis-


terin, einer seiner oder ihrer Stellvertreter oder ein vom ersten Bürgermeister oder Bürger-
meisterin bestimmtes Stadtratsmitglied (Art. 33 Abs. 2 Satz 1 GO). 2Ist die den Vorsitz über-
nehmende Person bereits Mitglied des Ausschusses, nimmt deren Vertreter für die Dauer 
der Übertragung den Sitz im Ausschuss ein (Art. 33 Abs. 2 Satz 2 GO). 3Den Vorsitz im 







 


Rechnungsprüfungsausschuss führt ein vom Stadtrat bestimmtes Ausschussmitglied (Art. 
103 Abs. 2 GO). 


 
(4) Der Stadtrat kann Ausschüsse jederzeit auflösen (Art. 32 Abs. 5 GO); das gilt nicht für Aus-


schüsse, die gesetzlich vorgeschrieben sind. 
 
 
 


2. Aufgaben der Ausschüsse 
 
 
 


§ 8 
Vorberatende Ausschüsse 


 
(1) 1Vorberatende Ausschüsse haben die Aufgabe, die ihnen übertragenen Gegenstände für 


die Beratung in der Vollversammlung des Stadtrats vorzubereiten und einen Beschlussvor-
schlag zu unterbreiten. 2Berührt eine Angelegenheit das Arbeitsgebiet mehrerer vorbera-
tender Ausschüsse, können diese zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten. 


 
(2) Es werden folgende vorberatende Ausschüsse mit nachstehendem Aufgabenbereich gebil-


det: 
 


a) Hauptausschuss: 
 


Vorbereitung der Haushaltssatzung und der Nachtragshaushaltssatzung einschließlich 
Anlagen und Bestandteilen. 


 
b) Bauausschuss: 


 
- Vorberatung von Bauvorhaben, die von der Stadt von grundsätzlicher Bedeutung 


sind. 
 


- Vorberatung über Maßnahmen der städtebaulichen Entwicklung. 
 
 
 


§ 9 
Beschließende Ausschüsse 


 
(1) Beschließende Ausschüsse erledigen die ihnen übertragenen Angelegenheiten selbststän-


dig anstelle des Stadtrats. 
 
(2) 1Die Entscheidungen beschließender Ausschüsse stehen unbeschadet Art. 88 GO unter 


dem Vorbehalt der Nachprüfung durch den Stadtrat. 2Eine Nachprüfung muss nach Art. 32 
Abs. 3 GO erfolgen, wenn der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin oder 
dessen oder deren Stellvertreter im Ausschuss, ein Drittel der stimmberechtigten Aus-
schussmitglieder oder ein Viertel der Stadtratsmitglieder die Nachprüfung durch den Stadt-
rat beantragt. 3Der Antrag muss schriftlich, spätestens am siebten Tag nach der Ausschuss-
sitzung beim ersten oder bei der ersten Bürgermeisterin Bürgermeister eingehen. 4Soweit 
Beschlüsse die Rechte Dritter berühren, werden sie erst nach Ablauf einer Frist von einer 
Woche wirksam. 


 
(3) Die beschließenden Ausschüsse haben im Einzelnen folgende Aufgabenbereiche: 
 


1. Ferienausschuss: 







 


 
a) Erledigung der Angelegenheiten nach Art. 32 Abs. 4 GO während der Ferienzeit 


 
2. Bauausschuss: 
 


a) Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens und sonstiger Zustimmungen zu Bau-
vorhaben, 


 
b) Entscheidung über Stellplatz-Ablöseverträge nach Art. 47 Abs. 3 Nr. 3 BayBO, 


 
c) Entscheidung über die Durchführung von Vergabeverfahren und die Vergabe von 


Aufträgen für Bauvorhaben der Stadt bis zu einer Wertgrenze von 100.000,00 €, 
 


d) grundsätzliche Fragen des Straßenverkehrsrechts, Verkehrsplanungen, 
 


e) Entscheidungen über Widmungen nach Straßen- und Wegerecht, 
 


f) Umlegungsverfahren, Grenzregelungsverfahren, 
 


g) Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschließlich Umweltverträglich-
keitsprüfungen, 


 
h) Entscheidungen in Mobilfunkangelegenheiten, 


 
i) Angelegenheiten der Energieversorgung und -bewirtschaftung, soweit nicht der 


Stadtrat zuständig ist 
 
j) Genehmigungen nach § 145 BauGB i. V. m. § 144 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, jedoch ohne 


die Beseitigung von Anlagen 
 


soweit nicht der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin selbstständig ent-
scheidet.  


 
3. Kulturausschuss: 


 
Angelegenheiten der Kultur- und Gemeinschaftspflege, der öffentlichen Einrichtungen, 
Angelegenheiten des Tourismus, Angelegenheiten des Stadtmarketings (jedoch jeweils 
ohne Finanz-, Personal- und Bauangelegenheiten). 


 
(4) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 3 der 


Zeitraum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum nicht 
bestimmbar, so ist der fünffache Jahresbetrag anzusetzen.  


 
 
 


§ 10 
Rechnungsprüfungsausschuss 


 
1Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft die Jahresrechnung und die Jahresabschlüsse der 
Eigenbetriebe (örtliche Rechnungsprüfung, Art. 103 Abs. 1 GO). 2Zur Durchführung seiner Auf-
gaben werden dem Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses die Prüfungsberichte 
und alle Schreiben der Rechtsaufsichtsbehörde in Haushalts- und Kassenangelegenheiten in-
nerhalb von zwei Tagen nach Eingang im Rathaus in Abdruck zugeleitet. 
 
 
 







 


IV. Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin 
 
 


1. Aufgaben 
 
 
 


§ 11 
Vorsitz im Stadtrat 


 
(1) 1Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin führt den Vorsitz im Stadtrat (Art. 


36 GO). 2Er oder sie bereitet die Beratungsgegenstände vor und beruft die Sitzungen ein 
(Art. 46 Abs. 2 GO). 3In den Sitzungen leitet er oder sie die Beratung und die Abstimmung, 
handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus (Art. 53 Abs. 1 GO). 


 
(2) 1Hält der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin Entscheidungen des Stadtrats 


oder eines beschließenden Ausschusses für rechtswidrig, verständigt er oder sie den Stadt-
rat oder den Ausschuss von seiner oder ihrer Auffassung und setzt den Vollzug vorläufig 
aus. 2Wird die Entscheidung aufrechterhalten, führt er oder sie die Entscheidung der 
Rechtsaufsichtsbehörde herbei (Art. 59 Abs. 2 GO). 


 
 
 


§ 12 
Leitung der Stadtverwaltung, Allgemeines 


 
(1) 1Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin leitet und verteilt im Rahmen der 


Geschäftsordnung die Geschäfte (Art. 46 Abs. 1 GO). 2Er oder sie kann dabei einzelne 
seiner oder ihrer Befugnisse den weiteren Bürgermeistern und Bürgermeisterinnen, nach 
deren Anhörung auch einem Stadtratsmitglied und in den Angelegenheiten der laufenden 
Verwaltung Bediensteten der Stadt übertragen (Art. 39 Abs. 2 GO). Geschäftsverteilung 
und Befugnisregelung sollen übereinstimmen. 


 
(2) 1Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin vollzieht die Beschlüsse des Stadt-


rats und seiner Ausschüsse (Art. 36 GO). 2Über Hinderungsgründe unterrichtet er oder sie 
den Stadtrat oder den Ausschuss unverzüglich. 


 
(3) Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin führt die Dienstaufsicht über die 


Stadtbediensteten und übt die Befugnisse des Dienstvorgesetzten gegenüber den Stadtbe-
amten und Stadtbeamtinnen aus (Art. 37 Abs. 4, Art. 43 Abs. 3 GO). 2Art. 88 Abs. 3 Satz 3 
GO bleibt unberührt. 


 
(4) 1Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin verpflichtet die weiteren Bürger-


meister und Bürgermeisterinnen schriftlich, alle Angelegenheiten geheim zu halten, die im 
Interesse der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ih-
rer Länder Unbefugten nicht bekannt werden dürfen. 2In gleicher Weise verpflichtet er oder 
sie Stadtratsmitglieder und Stadtbedienstete, bevor sie mit derartigen Angelegenheiten be-
fasst werden (Art. 56a GO). 


 
 
 


§ 13 
Einzelne Aufgaben 


 
(1) Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin erledigt in eigener Zuständigkeit 
 







 


1. die laufenden Angelegenheiten, die für die Stadt keine grundsätzliche Bedeutung haben 
und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO), 


 
2. die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes 


übertragenen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung einschließlich 
des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevölkerung, soweit nicht für haus-
halts- oder personalrechtliche Entscheidungen der Stadtrat zuständig ist (Art. 37 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 GO), 


 
3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines ihrer 


Länder geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO), 
 


4. die ihm vom Stadtrat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO übertragenen Angelegenheiten, 
 


5. die Entscheidung über die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuwei-
sung an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten und Be-
amtinnen bis zur Besoldungsgruppe A 8 (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO), 


 
6. die Entscheidung über die Einstellung, Höhergruppierung (nicht nur vorübergehende 


Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an ei-
nen Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung von Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen bis zur Entgeltgruppe 8 bzw. S 8 des TVöD oder bis zu 
einem entsprechenden Entgelt (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO), 
 


7. die vorübergehende Übertragung einer höher zu bewertenden Tätigkeit auf einen Arbeit-
nehmer oder eine Arbeitnehmerin im Geltungsbereich des TVöD oder eines entspre-
chenden Tarifvertrags, 


 
8. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschäfte (Art. 37 Abs. 3 GO), 


 
9. die Aufgaben als Vorsitzender des Verwaltungsrats selbstständiger Kommunalunterneh-


men des öffentlichen Rechts (Art. 90 Abs. 3 Satz 2 GO), 
 


10. die Vertretung der Stadt in Unternehmen in Privatrechtsform (Art. 93 Abs. 1 GO). 
 
(2) Zu den Aufgaben des ersten Bürgermeisters oder der ersten Bürgermeisterin gehören ins-


besondere auch: 
 


1. in Personalangelegenheiten der Stadtbediensteten: 
 


a) der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften, 
 


b) Entscheidungen im Zusammenhang mit Nebentätigkeiten., 
 
 


2. in allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen für die Stadt: 
 


a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln 
 


- im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien des 
Stadtrats, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Höhe festgelegt 
sind, 


 
- im Übrigen bis zu einem Betrag von 30.000,00 € im Einzelfall, 


 







 


b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollziehung 
von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beiträgen und Gebühren sowie von sons-
tigen Forderungen bis zu folgenden Beträgen im Einzelfall: 


 
- Erlass 3.000,00 Euro 
- Niederschlagung 15.000,00 Euro 
- Stundung 30.000,00 Euro bis zu einem Jahr 
- Stundung 15.000,00 Euro über einem Jahr  
- Aussetzung der Vollziehung 15.000,00 Euro 


 
c) die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 


15.000,00 Euro und über außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 
7.500,00 Euro im Einzelfall, soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewähr-
leistet ist (Art. 66 Abs. 1 Satz 1 GO), 


 
d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen für die Stadt, insbeson-


dere der Abschluss von Verträgen und sonstiger Rechtsgeschäfte sowie die Wahr-
nehmung von Rechten und Pflichten der Stadt, bis zu einem Betrag oder – falls 
dieser zum Zeitpunkt der Handlung oder des Unterlassens nicht feststeht - einer 
Wertgrenze oder einem geschätzten Auftragswert von 30.000,00 Euro, 


 
e) Nachträge zu Verträgen und Rechtsgeschäften, die einzeln oder zusammen die ur-


sprünglich vereinbarte Auftragssumme um nicht mehr als 10 %, insgesamt jedoch 
nicht mehr als 15.000,00 Euro erhöhen, 


 
f) die Gewährung von Zuschüssen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungsüber-


lassung von Räumen, an Vereine und Verbände bis zu einem Betrag von 3.000,00 
Euro je Einzelfall. 


 
g) die Entscheidung über das Eingehen von überplanmäßigen Verpflichtungsermäch-


tigungen bis zu einem Betrag von 15.000,00 Euro und von außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigungen bis zu einem Betrag von 7.500,00 Euro, wenn ein drin-
gendes Bedürfnis besteht und der in der Haushaltssatzung festgesetzt Gesamtbe-
trag der Verpflichtungsermächtigungen nicht überschritten wird (Art. 67 Abs. 5 GO). 


 
3. in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten: 


a) die Behandlung von Rechtsbehelfen einschließlich Abhilfeverfahren, die Abgabe 
von Prozesserklärungen einschließlich Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmit-
teln und Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des Mandats an einen Pro-
zessbevollmächtigten oder eine Prozessbevollmächtigte, wenn die finanzielle Aus-
wirkung auf die Stadt bzw., falls diese nicht bestimmbar, der Streitwert voraussicht-
lich 30.000,00 Euro nicht übersteigt und die Angelegenheit keine grundsätzliche Be-
deutung hat, 


 
b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, soweit sie nicht dem Stadtrat 


oder einem Ausschuss vorbehalten sind (§§ 2, 9), insbesondere Staatsangehörig-
keits- und Personenstandswesen, Meldewesen, Wahlrecht und Statistik, Gesund-
heits- und Veterinärwesen, öffentliches Versicherungswesen, Lastenausgleich. 


 
4. in Bauangelegenheiten: 


 
a) die Abgabe der Erklärung der Stadt nach Art. 58 Abs. 2 Nr. 4 (Genehmigungsfrei-


stellung) bzw. die Mitteilung nach Art. 58 Abs. 3 Satz 4 BayBO, 
 


b) die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. 5 Satz 2 BayBO (Zustimmung zum 
Gebäudeabbruch), 







 


 
c) die Stellungnahme nach Art. 64 Abs. 1 Satz 2 BayBO bzw. die Erteilung des ge-


meindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 
1 BayBO für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 sowie für bauliche Anlagen, die 
keine Gebäude sind, mit einer Höhe bis zu 10 m 


 
- im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines 


vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit für das 
Vorhaben die Erteilung nur geringfügiger Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 
BauGB erforderlich ist, 


 
- innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils, 


 
d) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1 


BayBO, 
 


e) die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB bei Nichtbe-
stehen eines Vorkaufsrechts. 


 
(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2 der 


Zeitraum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum nicht 
bestimmbar, so ist der fünffache Jahresbetrag anzusetzen. 


 
(4) Soweit die Aufgaben nach Absätzen 1 Nr. 7 und Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz 1 


GO fallen, werden sie hiermit dem ersten Bürgermeister oder der ersten Bürgermeisterin 
gemäß Art. 37 Abs. 2 GO zur selbstständigen Erledigung übertragen.  


 
 
 


§ 14 
Vertretung der Stadt nach außen 


 
(1) Die Befugnis des ersten Bürgermeisters oder der ersten Bürgermeisterin zur Vertretung der 


Stadt nach außen bei der Abgabe von rechtserheblichen Erklärungen (Art. 38 Abs. 1 GO) 
beschränkt sich auf den Vollzug der einschlägigen Beschlüsse des Stadtrats und der be-
schließenden Ausschüsse, soweit der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin 
nicht gemäß § 13 zum selbstständigen Handeln befugt ist. 


 
(2) 1Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin kann im Rahmen seiner oder ihrer 


Vertretungsbefugnis unter Beachtung des Art. 39 Abs. 2 GO anderen Personen Vollmacht 
zur Vertretung der Stadt erteilen. 


 
 
 


§ 15 
Abhalten von Bürgerversammlungen 


 
(1) 1Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin beruft mindestens einmal jährlich, 


auf Verlangen des Stadtrats auch öfter, eine Bürgerversammlung ein (Art. 18 Abs. 1 GO). 
2Den Vorsitz in der Versammlung führt der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeis-
terin oder ein von ihm oder ihr bestellter Vertreter. 


 
(2) Auf Antrag von Stadtbürgern und Stadtbürgerinnen nach Art. 18 Abs. 2 GO beruft der erste 


Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin darüber hinaus eine weitere Bürgerversamm-
lung ein, die innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags bei der Stadt stattzu-
finden hat. 







 


 
 
 


§ 16 
Sonstige Geschäfte 


 
Die Befugnisse des ersten Bürgermeisters oder der ersten Bürgermeisterin, die außerhalb der 
Gemeindeordnung gesetzlich festgelegt sind (z. B. Wahrnehmung der standesamtlichen Ge-
schäfte, Aufnahme von Nottestamenten usw.), bleiben unberührt. 
 
 
 


2. Stellvertretung 
 
 
 


§ 17 
Weitere Bürgermeister und Bürgermeisterinnen, weitere Stellvertretung, Aufgaben 


 
(1) Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin wird im Fall der Verhinderung vom 


zweiten Bürgermeister oder von der zweiten Bürgermeisterin und, wenn dieser ebenfalls 
verhindert ist, vom dritten Bürgermeister oder der dritten Bürgermeisterin vertreten (Art. 39 
Abs. 1 Satz 1 GO). 


 
(2) Für den Fall gleichzeitiger Verhinderung der Bürgermeister und Bürgermeisterinnen be-


stimmt der Stadtrat aus seiner Mitte gemäß Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO bei Bedarf die Vorsit-
zenden der im Stadtrat vertretenden Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Größe als weitere 
Stellvertreter. 


 
(3) Der Stellvertreter oder die Stellvertreterin übt im Verhinderungsfall die gesamten gesetzli-


chen und geschäftsordnungsmäßigen Befugnisse des ersten Bürgermeisters oder der ers-
ten Bürgermeisterin aus. 


 
(4) 1Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsächlichen oder 


rechtlichen Gründen, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorläufiger 
Dienstenthebung oder persönlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt auszuüben. 
2Ist die zu vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Amtsge-
schäfte auszuüben und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall der Ver-
hinderung nicht vor.  


 
 


V. Ortssprecher 
 
 
 


§ 18 
Rechtsstellung, Aufgaben 


 
(1) 1Ortssprecher sind ein ehrenamtlich tätige Stadtbürger oder Stadtbürgerinnen mit beraten-


den Aufgaben. 2Sie haben das Recht, an allen Sitzungen des Stadtrats und seiner Aus-
schüsse mit beratender Stimme teilzunehmen und Anträge zu stellen.  


 
(2) Ortssprecher werden zu den Sitzungen eingeladen; § 25 gilt entsprechend. 
 
 
 







 


B. Der Geschäftsgang 
 
 
 


I. Allgemeines 
 
 
 


§ 19 
Verantwortung für den Geschäftsgang 


 
(1) 1Stadtrat und erster Bürgermeister oder erste Bürgermeisterin sorgen für den ordnungsge-


mäßen Gang der Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im 
eigenen und im übertragenen Wirkungskreis und für die Durchführung der gesetzmäßigen 
Anordnungen und Weisungen der Staatsbehörden. 2Sie schaffen die dazu erforderlichen 
Einrichtungen (Art. 56 Abs. 2, Art. 59 Abs. 1 GO). 


 
(2) 1Eingaben und Beschwerden der Stadteinwohner an den Stadtrat (Art. 56 Abs. 3 GO) wer-


den durch die Stadtverwaltung vorbehandelt und sodann dem Stadtrat oder dem zuständi-
gen beschließenden Ausschuss vorgelegt. 2Eingaben, die in den Zuständigkeitsbereich des 
ersten Bürgermeisters oder der ersten Bürgermeisterin fallen, erledigt dieser oder diese in 
eigener Zuständigkeit; in bedeutenden Angelegenheiten unterrichtet er oder sie den Stadt-
rat.  


 
 
 


§ 20 
Sitzungen, Beschlussfähigkeit 


 
(1) 1Der Stadtrat beschließt in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1 GO). 2Eine Beschlussfassung durch 


mündliche Befragung außerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausgeschlos-
sen.  


 
(2) Der Stadtrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 


und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 2 GO). 
 
(3) 1Wird der Stadtrat wegen Beschlussunfähigkeit in einer früheren Sitzung infolge einer nicht 


ausreichenden Zahl anwesender Mitglieder zum zweiten Mal zur Verhandlung über densel-
ben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlussfähig. 2Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hingewiesen wer-
den (Art. 47 Abs. 3 GO). 


 
 
 


§ 21 
Öffentliche Sitzungen 


 
(1) Die Sitzungen des Stadtrats sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der All-


gemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen (Art. 52 Abs. 2 GO). 
 
(2) 1Die öffentlichen Sitzungen des Stadtrats sind allgemein zugänglich, soweit der für die Zu-


hörerschaft bestimmte Raum ausreicht. 2Für die Medien ist stets eine angemessene Zahl 
von Plätzen freizuhalten. 3Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedürfen der Zustimmung des 
oder der Vorsitzenden und des Stadtrats; sie sind auf Verlangen eines einzelnen Mitglieds 
hinsichtlich seiner Person zu unterlassen. 4Ton- und Bildaufnahmen von Stadtbediensteten 
und sonstigen Sitzungsteilnehmern sind nur mit deren Einwilligung zulässig. 







 


 
(3) Zuhörende, welche die Ordnung der Sitzung stören, können durch den Vorsitzenden oder 


die Vorsitzende aus dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 53 Abs. 1 GO). 
 
 
 


§ 22 
Nichtöffentliche Sitzungen 


 
(1) 1In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt: 
 


1. Personalangelegenheiten in Einzelfällen, 
 


2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten, 
 


3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen. 
 


2Außerdem werden in nichtöffentlicher Sitzung behandelt: 
 


1. Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, deren nichtöffentliche Behandlung 
im Einzelfall von der Aufsichtsbehörde verfügt ist, 


 
2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder 


nach der Natur der Sache erforderlich ist. 
 
(2) 1Zu nichtöffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die dem 


Stadtrat nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit für die Behand-
lung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. 2Diese Personen sollen zur 
Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz verpflichtet werden. 


 
(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt der erste Bürgermeister oder die 


erste Bürgermeisterin der Öffentlichkeit bekannt, sobald die Gründe für die Geheimhaltung 
weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 GO).  


 
 
 


II. Vorbereitung der Sitzungen 
 
 
 


§ 23 
Einberufung 


 
(1) 1Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin beruft die Stadtratssitzungen ein, 


wenn die Geschäftslage es erfordert oder wenn ein Viertel der Stadtratsmitglieder es schrift-
lich oder elektronisch unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 46 
Abs. 2 Sätze 2 und 3 GO). 2Nach Beginn der Wahlzeit und im Fall des Art. 46 Abs. 2 Satz 
3 GO beruft er oder sie die Stadtratssitzung so rechtzeitig ein, dass die Sitzung spätestens 
am 14. Tag nach Beginn der Wahlzeit oder nach Eingang des Verlangens bei ihm oder ihr 
stattfinden kann (Art. 46 Abs. 2 Satz 4 GO). 


 
(2) 1Die Sitzungen finden regelmäßig jeden ersten Montag um 18:30 Uhr im Sitzungssaal des 


Rathauses statt. Sollte der erste Montag auf einen Feiertag fallen, findet die Sitzung am 
folgenden Montag statt. 2Darüber hinaus sind weitere Sitzungen je nach Geschäftslage 
möglich. 3Die zweite Augustwoche bis einschließlich die erste Septemberwoche ist Ferien-







 


zeit im Sinne des Art. 32 Abs. 4 Satz 1 GO; hierbei wird jeweils von vollen Wochen begin-
nend ab Montag ausgegangen. 4Die Sitzungen der Ausschüsse werden regelmäßig an ei-
nem Montag um 18:30 Uhr abgehalten; sie finden je nach Geschäftslage statt. 5In der Ein-
ladung (§ 25) kann im Einzelfall etwas anderes bestimmt werden. 


 
(3) Die geplanten Sitzungstage werden frühzeitig in einem Sitzungsplan bekanntgegeben, der 


mindestens ein halbes Jahr umfasst. 
 
 
 


§ 24 
Tagesordnung 


 
(1) 1Der erste Bürgermeister oder die erste Bürgermeisterin setzt die Tagesordnung fest. 


2Rechtzeitig eingegangene Anträge von Stadtratsmitgliedern setzt der erste Bürgermeister 
oder die erste Bürgermeisterin möglichst auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung. 3Ist 
das nicht möglich, sind die Anträge in jedem Fall innerhalb von 3 Monaten auf die Tages-
ordnung einer Stadtratssitzung zu setzen. 4Eine materielle Vorprüfung findet nicht statt. 


 
(2) 1In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkretisiert 


zu benennen, damit es den Stadtratsmitgliedern ermöglicht wird, sich auf die Behandlung 
der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten. 2Soweit die Konkretisierungen schutzwürdige 
Daten enthalten, sollten diese den Stadtratsmitgliedern regelmäßig gesondert zur Verfü-
gung gestellt werden. 3Das gilt sowohl für öffentliche als auch für nichtöffentliche Stadtrats-
sitzungen.  


 
(3) 1Die Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der 


Sitzung spätestens am 3. Tag vor der Sitzung durch Anschlag an der Informationstafel des 
Neuen Rathauses bekannt zu machen (Art. 52 Abs. 1 GO). 2Die Tagesordnung nichtöffent-
licher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht. 


 
(4) Den örtlichen Medien soll die Tagesordnung jeder öffentlichen Sitzung rechtzeitig mitgeteilt 


werden. 
 
 
 


§ 25 
Form und Frist für die Einladung 


 
(1) 1Die Stadtratsmitglieder werden schriftlich unter Beifügung der Tagesordnung oder mit ih-


rem Einverständnis elektronisch zu den Sitzungen eingeladen. 2Im Falle einer elektroni-
schen Einladung werden der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch eine E-Mail und die 
Tagesordnung durch einen mit dieser E-Mail versandten Link auf ein in einem technisch 
individuell gegen Zugriffe Dritter geschützten Bereich (Ratsinformationssystem) eingestell-
tes und abrufbares Dokument mitgeteilt. 3Die Tagesordnung kann bis spätestens zum Ab-
lauf des 3. Tages vor der Sitzung ergänzt werden.  


 
(2) 1Im Falle der elektronischen Ladung geht die Tagesordnung zu, wenn die E-Mail nach Ab-


satz 1 Satz 2 im elektronischen Briefkasten des Empfängers oder bei seinem Provider ab-
rufbar eingegangen und üblicherweise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist. 


 
(3) 1Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, beigefügt 


werden, wenn und soweit das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie 
des Datenschutzes nicht entgegenstehen. 2Die weiteren Unterlagen können schriftlich oder 
elektronisch (Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 2) zur Verfügung gestellt 







 


werden. 3Hat das Stadtratsmitglied sein Einverständnis zur elektronischen Ladung erklärt, 
werden die weiteren Unterlagen grundsätzlich nur elektronisch bereitgestellt.  


 
(4) 1Die Ladungsfrist beträgt fünf Tage; sie kann in dringenden Fällen auf drei Tage verkürzt 


werden. 2Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berech-
nung der Frist nicht mitgerechnet. 


 
 
 


§ 26 
Anträge 


 
(1) 1Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich oder elektronisch an 


rathaus@viechtach.de zu stellen und ausreichend zu begründen. 2Bei elektronischer Über-
mittlung sind Geheimhaltungsinteressen und der Datenschutz zu beachten; schutzwürdige 
Daten sind durch De-Mail oder in verschlüsselter Form zu übermitteln. 3Anträge sollen spä-
testens bis zum neunten Tag vor der Sitzung beim ersten Bürgermeister oder der ersten 
Bürgermeisterin eingereicht werden. 4Soweit ein Antrag mit Ausgaben verbunden ist, die 
im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten. 


 
(2) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte Anträge 


können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn  
 


1. die Angelegenheit dringlich ist und der Stadtrat der Behandlung mehrheitlich zustimmt 
oder 


 
2. sämtliche Mitglieder des Stadtrats anwesend sind und kein Mitglied der Behandlung wi-


derspricht. 
 
(3) Anträge zur Geschäftsordnung, z. B. Nichtbefassungsanträge, Zurückziehung eines An-


trags, u. ä., oder einfache Sachanträge, z. B. Änderungsanträge, können auch während der 
Sitzung und ohne Beachtung der Form gestellt werden. 


 







 


III. Sitzungsverlauf 
 
 
 


§ 27 
Eröffnung der Sitzung 


 
(1) 1Der oder die Vorsitzende eröffnet die Sitzung. 2Er oder sie stellt die ordnungsgemäße La-


dung der Stadtratsmitglieder sowie die Beschlussfähigkeit des Stadtrats fest und erkundigt 
sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. 


 
(2) Die Niederschrift über die vorausgegangene öffentliche Sitzung wird in der Regel mit der 


Sitzungseinladung zugestellt. Wenn bis zum Schluss der öffentlichen Sitzung keine Ein-
wendungen erhoben werden, so gilt die Niederschrift als vom Stadtrat gemäß Art. 54 Abs. 
2 GO genehmigt. 


 
(3) Die Niederschrift über die vorangegangene nichtöffentliche Sitzung steht am Sitzungstag 


von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr in der Stadtverwaltung zur Einsichtnahme für die Stadtratsmit-
glieder bereit und liegt während der Dauer der Sitzung zur Einsicht für die Stadtratsmitglie-
der auf. Wenn bis zum Schluss der nichtöffentlichen Sitzung keine Einwendungen erhoben 
werden, so gilt die Niederschrift als vom Stadtrat gemäß Art. 54 Abs. 2 GO genehmigt. 
Einwendungen sind ausschließlich während der nichtöffentlichen Sitzung zulässig. 


 
 
 


§ 28 
Eintritt in die Tagesordnung 


 
(1) 1Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten Rei-


henfolge behandelt. 2Die Reihenfolge kann durch Beschluss geändert werden. 
 
(2) 1Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden (§ 22), so wird 


darüber vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden (Art. 52 Abs. 
2 Satz 2 GO). 2Wird von vornherein zu einer nichtöffentlichen Sitzung eingeladen, gilt die 
Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung als gebilligt, wenn und soweit nicht der Stadtrat an-
ders entscheidet. 


 
(3) 1Der oder die Vorsitzende oder eine von ihm oder ihr mit der Berichterstattung beauftragte 


Person trägt den Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. 
2Anstelle des mündlichen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden. 


 
(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss behandelt worden sind, ist der Be-


schluss des Ausschusses bekannt zu geben. 
 
(5) 1Soweit erforderlich, können auf Anordnung des oder der Vorsitzenden oder auf Beschluss 


des Stadtrats Sachverständige zugezogen und gutachtlich gehört werden. 2Entsprechen-
des gilt für sonstige sachkundige Personen. 


 
 
 


§ 29 
Beratung der Sitzungsgegenstände 


 
(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverständigen, er-


öffnet der oder die Vorsitzende die Beratung. 
 







 


(2) 1Mitglieder des Stadtrats, die nach den Umständen annehmen müssen, von der Beratung 
und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persönlicher Be-
teiligung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung 
dem oder der Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. 2Entsprechendes gilt, wenn Anhalts-
punkte dieser Art während der Beratung erkennbar werden. 3Das wegen persönlicher Be-
teiligung ausgeschlossene Mitglied hat während der Beratung und Abstimmung seinen 
Platz am Beratungstisch zu verlassen; es kann bei öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum 
Platz nehmen, bei nichtöffentlicher Sitzung verlässt es den Raum. 


 
(3) 1Sitzungsteilnehmer dürfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen von dem oder der  Vor-


sitzenden erteilt wird. 2Der oder die Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der 
Wortmeldungen. 3Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet der oder die Vorsitzende 
über die Reihenfolge. 4Bei Wortmeldungen „zur Geschäftsordnung“ ist das Wort außer der 
Reihe sofort zu erteilen, 5Zuhörenden kann das Wort nicht erteilt werden. 


 
(4) 1Redner und Rednerinnen sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an den 


Stadtrat. 2Die Redebeiträge müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt bezie-
hen. 


 
(5) 1Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig: 
 


1. Anträge zur Geschäftsordnung, 
 
2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des zu beratenden 


Antrags. 
 


2Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache 
selbst findet insoweit nicht statt.  


 
(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung vom Vorsitzenden ge-


schlossen. 
 
(7) 1Bei Verstoß gegen die vorstehenden Regeln zu Redebeiträgen, ruft der oder die Vorsit-


zende zur Ordnung und macht die betreffende Person auf den Verstoß aufmerksam. 2Bei 
weiteren Verstößen kann der oder die Vorsitzende ihr das Wort entziehen. 


 
(8) 1Mitglieder des Stadtrats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, kann der oder die 


Vorsitzende mit Zustimmung des Stadtrats von der Sitzung ausschließen. ²Über den Aus-
schluss von weiteren Sitzungen entscheidet der Stadtrat (Art. 53 Abs. 2 GO). 


 
(9) 1Der oder die Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und 


Ordnung im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. 2Eine 
unterbrochene Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzuführen; einer neuerlichen Ein-
ladung hierzu bedarf es nicht. 3Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die 
Sitzung unterbrochen wurde. 4Der oder die Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung 
bekannt. 


 
 
 







 


§ 30 
Abstimmung 


 
(1) 1Nach Durchführung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf „Schluss der Be-


ratung" schließt der oder die Vorsitzende die Beratung und lässt über den Beratungsgegen-
stand abstimmen. 2Er oder sie vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfähigkeit (§ 20 Abs. 
2 und 3) gegeben ist. 


 
(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden Reihen-


folge abgestimmt: 
 


1. Anträge zur Geschäftsordnung, 
 


2. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die voraussichtlich einen größeren Auf-
wand erfordern oder einschneidendere Maßnahmen zum Gegenstand haben, 


 
3. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag nicht unter die 


Nrn. 1 oder 2 fällt. 
 
(3) 1Grundsätzlich wird über jeden Antrag insgesamt abgestimmt. 2Über einzelne Teile eines 


Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der oder die Vorsit-
zende eine Teilung vornimmt. 


 
(4) 1Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. 2Der oder die Vorsitzende formuliert 


die zur Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit „ja" oder „nein" beantwortet werden 
kann. 3Grundsätzlich wird in der Reihenfolge „ja" - „nein" abgestimmt.  


 
(5) 1Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss des 


Stadtrats durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden ge-
fasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. 2Bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird dadurch ein ausnahmsweise 
negativ formulierter Antrag abgelehnt, bedeutet dies nicht die Beschlussfassung über das 
Gegenteil. 3Kein Mitglied des Stadtrats darf sich der Stimme enthalten (Art. 48 Abs. 1 Satz 
2 GO). 


 
(6) 1Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende zu 


zählen. 2Das Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu ge-
ben; dabei ist festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. 


 
(7) 1Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die Be-


ratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglieder, 
die an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden sind. 2In 
einer späteren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, ein bereits zur 
Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt wer-
den, wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Bera-
tungsgegenstand ordnungsgemäß auf die Tagesordnung gesetzt wurde.  


 
 
 


§ 31 
Wahlen 


 
(1) Für Entscheidungen des Stadtrats, die in der Gemeindeordnung oder in anderen Rechts-


vorschriften als Wahlen bezeichnet werden, gilt Art. 51 Abs. 3 GO, soweit in anderen 
Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestimmt ist. 


 







 


(2) 1Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. 2Ungültig sind 
insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen des 
Gewählten nicht eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von Kennzeichen oder ähnlichem 
das Wahlgeheimnis verletzen können.  


 
(3) 1Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 2Ist min-


destens die Hälfte der abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. 3Ist die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig und erhält niemand mehr als die Hälfte der ab-
gegebenen gültigen Stimmen, findet Stichwahl unter den beiden sich bewerbenden Perso-
nen mit den höchsten Stimmenzahlen statt. 4Haben im ersten Wahlgang mehr als zwei 
Personen die gleiche höchste Stimmenzahl, wird die Wahl wiederholt. 5Haben mehrere Per-
sonen die gleiche zweithöchste Stimmenzahl, entscheidet das Los darüber, wer von ihnen 
in die Stichwahl kommt. 6Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls das 
Los. 


 
 
 


§ 32 
Anfragen 


 
1Die Stadtratsmitglieder können in jeder Sitzung nach Erledigung der Tagesordnung an den 
Vorsitzenden oder die Vorsitzende Anfragen über solche Gegenstände richten, die in die Zu-
ständigkeit des Stadtrats fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen und spätestens am Sit-
zungstag bis 08:00 Uhr schriftlich oder elektronisch beim ersten Bürgermeister bzw. dem Ge-
schäftsleiter angemeldet wurden. 2Nach Möglichkeit sollen der oder die Vorsitzende oder anwe-
sende Stadtbedienstete solche Anfragen sofort beantwortet werden. 3Ist das nicht möglich, so 
werden sie in der nächsten Sitzung oder schriftlich beantwortet. 4Eine Aussprache über Anfra-
gen findet in der Sitzung grundsätzlich nicht statt. 
 
 
 


§ 33 
Beendigung der Sitzung 


 
Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schließt der Vorsitzende oder die 
Vorsitzende die Sitzung. 
 
 
 


IV. Sitzungsniederschrift 
 
 
 


§ 34 
Form und Inhalt 


 
(1) 1Über die Sitzungen des Stadtrats werden Niederschriften gefertigt, deren Inhalt sich nach 


Art. 54 Abs. 1 GO richtet. 2Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen und nicht-
öffentlichen Tagesordnungspunkten geführt. 3Niederschriften sind jahrgangsweise oder 
nach Wahlperioden zu binden. 4Die Sitzungsniederschrift wird in der Regel als Beschluss-
buch geführt. 


 
(2) 1Als Hilfsmittel für das Anfertigen der Niederschrift können Tonaufnahmen gefertigt werden. 


2Der Tonträger ist unverzüglich nach Genehmigung der Niederschrift zu löschen und darf 
Außenstehenden nicht zugänglich gemacht werden. 


 







 


(3) 1Ist ein Mitglied des Stadtrats bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist dies in der Nie-
derschrift besonders zu vermerken. 2Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der Nieder-
schrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat (Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).  


 
(4) Die Niederschrift ist von dem oder der Vorsitzenden und von dem Schriftführer oder der 


Schriftführerin zu unterzeichnen und vom Stadtrat zu genehmigen (Art. 54 Abs. 2 GO). 
 
(5) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten geführt. 


 
§ 35 


Einsichtnahme und Abschrifterteilung 
 


(1) In die Niederschriften über öffentliche Sitzungen können alle Stadtbürger und Stadtbürge-
rinnen Einsicht nehmen; dasselbe gilt für auswärts wohnende Personen hinsichtlich ihres 
Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im Stadtgebiet (Art. 54 Abs. 3 Satz 
2 GO). 


 
(2) 1Stadtratsmitglieder können jederzeit die Niederschriften über öffentliche und nichtöffentli-


che Sitzungen einsehen und sich Abschriften der in öffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse erteilen lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von Beschlüssen, die in 
nichtöffentlicher Sitzung gefasst wurden, können sie verlangen, wenn die Gründe für die 
Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 i. V. m. Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 


 
(3) 1Niederschriften über öffentliche Sitzungen können den Stadtratsmitgliedern im Ratsinfor-


mationssystem zur Verfügung gestellt werden. 2Gleiches gilt für Beschlüsse, die in nichtöf-
fentlicher Sitzung gefasst wurden, wenn die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind. 


 
(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Niederschriften früherer Wahlzeiten. 
 
(5) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Stadtratsmitglieder jederzeit die Be-


richte über die Prüfungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschriften werden nicht erteilt. 
 
 
 


V. Geschäftsgang der Ausschüsse 
 
 
 


§ 36 
Anwendbare Bestimmungen 


 
(1) 1Für den Geschäftsgang der Ausschüsse gelten die §§ 19 bis 35 sinngemäß. 2 Stadtrats-


mitglieder, die einem Ausschuss nicht angehören, erhalten die Ladungen zu den Sitzungen 
nebst Tagesordnung nachrichtlich. 


 
(2) 1Mitglieder des Stadtrats können in der Sitzung eines Ausschusses, dem sie nicht angehö-


ren, nur als Zuhörer anwesend sein. 2Berät ein Ausschuss über den Antrag eines Stadtrats-
mitglieds, das diesem Ausschuss nicht angehört, so gibt der Ausschuss dem Antragsteller 
Gelegenheit, seinen Antrag mündlich zu begründen. 3Satz 1 und 2 gelten für öffentliche und 
nichtöffentliche Sitzungen.  


 
 
 







 


VI. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen 
 
 
 


§ 37 
Art der Bekanntmachung 


 
Satzungen und Verordnungen werden durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt amtlich 
bekannt gemacht. 
 
 
 
 


C. Schlussbestimmungen 
 
 
 


§ 38 
Anwendung der Geschäftsordnung auf die Kindergartenstiftung Viechtach 


 
Die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung gelten sinngemäß für die Verwaltung der Kinder-
gartenstiftung Viechtach. 
 
 
 


§ 39 
Richtlinien zu den Erheblichkeitsgrenzen der GO 


 
(1) Für den Vollzug des Haushalts der Stadt und der Kindergartenstiftung Viechtach gelten als 


Richtlinien folgende Erheblichkeitsgrenzen zur Orientierung: 
 
1. Art. 66 Abs. 4 GO: 


Mehrausgaben in erheblichem Umfang liegen bei einer Haushaltsstelle nur dann vor, 
wenn sie mehr als 50.000 Euro betragen. 
 


2. Art. 68 Abs. 2 Nr. 2 GO: 
Erheblich sind Mehrausgaben bei einer Haushaltsstelle nur dann, wenn sie 5 v.H. des 
gesamten Haushaltsvolumens ausmachen. 
 


3. Art. 68 Abs. 3 Nr. 1 GO: 
Eine Ausgabe ist erheblich, wenn sie 3 v.H. des Volumens des Vermögenshaushalts 
erreicht. 


 
(2) Von den Richtlinien kann im Einzelfall durch Beschluss des Stadtrats abgewichen werden. 
 
 


§ 40 
Änderung der Geschäftsordnung 


 
Vorstehende Geschäftsordnung kann durch Beschluss des Stadtrats geändert werden. 
 
 
 







 


§ 41 
Verteilung der Geschäftsordnung 


 
1Jedes Mitglied des Stadtrats erhält ein elektronisches Exemplar der Geschäftsordnung. 2Im Übrigen 
wird die Geschäftsordnung im Ratsinformationssystem und auf der Internetseite der Stadt veröffentlicht. 


 
 
 


§ 42 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


 
1Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01.05.2020 in Kraft. ²Gleichzeitig tritt die Ge-
schäftsordnung vom 16.05.2014 außer Kraft.  
 
 
 
Viechtach, 12.05.2020 
 
 
 
Wittmann 
erster Bürgermeister 







Ortsrecht der Stadt Viechtach 
konsolidierte Fassung 


Verordnung 
über die Freigabe von verkaufsoffenen 


Sonntagen in der Stadt Viechtach 
im Jahr 2022 


(Verkaufssonntageverordnung 2022) 


Aktenzeichen: 0281 


Vorgang-Nummer: 005323 


Dokumenten-Nummer: 098643 


Vom: 07.12.2021 


Beschluss des Stadtrats vom: 06.12.2021 


Art der amtlichen Bekanntmachung: Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Viechtach 
Nr. 22/2021 vom 07.12.2021 


Tag der amtlichen Bekanntmachung: 07.12.2021 


Inkrafttreten: 08.12.2021 







 


Aufgrund von § 14 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Satz 2 des Gesetzes über den Ladenschluss 
(LadSchlG) vom 02.06.2003 (BGBl. I S. 744) und § 12 der Verordnung über die Zustän-
digkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung – DelV) vom 
28.01.2014 (GVBl. 2014 S. 22) -jeweils in der geltenden Fassung- erlässt die Stadt 
Viechtach folgende Verordnung: 
 
 
 


§ 1 
Freigabe von verkaufsoffenen Sonntagen im Jahr 2022 


 
Abweichend von den Vorschriften des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LadSchlG dürfen in der 
Stadt Viechtach mit Ausnahme der Ortsteile Höllenstein, Pirka, Schnitzmühle und Wald-
frieden die Verkaufsstellen wie folgt geöffnet sein: 
 
- Am 10.04.2022 von 12:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
- Am 22.05.2022 von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
- Am 11.09.2022 von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
- Am 16.10.2022 von 12:00 Uhr bis 17:00 Uhr  
 
 


§ 2 
Hinweise 


 
1Die Vorschriften des § 17 LadSchlG, die Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes, des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes sind zu beachten und 
werden durch die Verlängerung der Verkaufszeiten gemäß dieser Verordnung nicht be-
rührt. 2Auf die Ordnungswidrigkeitentatbestände des § 24 LadSchlG wird hingewiesen. 
 
 


§ 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


 
1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 2Gleichzeitig tritt 


die Verordnung über die Freigabe von verkaufsoffenen Sonntagen in der Stadt 


Viechtach im Jahr 2021 (Verkaufssonntageverordnung 2021), zuletzt geändert durch die 


Verordnung zur Änderung der Verkaufssonntageverordnung 2021 vom 06.07.2021  


(VITAbl. Nr. 9/2021) außer Kraft. 


 
 
 
Viechtach, 07.12.2021 
 
 
 
Greil 
2. Bürgermeister 
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Stadt Viechtach 
Geschäftszeichen 
1.0/6311/099455 


 


Viechtach, 07.12.2021 


 
 
Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG); 
teilweise Aufstufung des Mitterweges 
 


☒ Verfügung ☒ Bekanntmachung 


 
1. Straßenbeschreibung 


1.1 Bezeichnung der Straße (Name, bisherige Straßenklasse/Hinweis auf Neubau) 
 


Steiglochweg 
 
Beschreibung des Anfangspunktes (z.B. km) 
 


Flurnummer 751, Gemarkung Blossersberg, 
Brücklwiesweg 


Beschreibung des Endpunktes (z.B. km) 
 


Flurnummer 2155, Gemarkung Blossersberg 


Stadt 
 


Viechtach 


Landkreis 
 


Regen 


 
 
2. Verfügung 


2.1 Die unter Nr. 1. bezeichnete und im beiliegenden Lageplan rot markierte 


 ☐ neugebaute Straße wird ☒ bestehende Straße wird 


 ☒ gewidmet ☐ aufgestuft ☐ abgestuft 


  zur ☐ Ortsstraße ☐ Gemeindeverbindungsstraße 


  zum ☒ öffentlichen Feld- und Waldweg ☐ beschränkt-öffentlichen Weg 


   ☐ Eigentümerweg 


 ☐ eingezogen ☐ teilweise eingezogen 


2.2 Widmungsbeschränkungen 
 


Beschränkt auf die Anlieger für den land- und forstwirtschaftlichen Verkehr und die Anlie-
ger bebauter Grundstücke 


 
 
3. Träger der Straßenbaulast (Sonderbaulast) 


Bezeichnung 
 


Stadt Viechtach 


 
 
4. Wirksamwerden 


Wirksamwerden der Verfügung Datum 
 


Tag der Ingebrauchnahme für den neuen Verkehrszweck  
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Sonstiges 


5.1 Gründe für ☒ Widmung ☒ Widmungsbeschränkungen 


 ☐ Umstufung ☐ Einziehung ☐ Teileinziehung 


 


Erschließung der anliegenden Grundstücke 
5.2 Die Verfügung nach Nr. 2 kann während der nachfolgenden üblichen Öffnungszeiten eingesehen werden 
 


Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 
Montag, Dienstag und Donnerstag von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 Bei (Bezeichnung, Ort, Straße, Zimmer-Nummer) 
  


 Stadt Viechtach, Bauamt, Zimmer-Nr. 007, Mönchshofstraße 31, 94234 Viechtach 
 in der Zeit von – bis 
 


 08.12.2021 bis 07.01.2022 


 
 
Begründung 
 
Die Stadt Viechtach hat als örtlich zuständige Straßenbaubehörde (Art. 58 Abs. 2 Nr. 3 Ba-
yStrWG) mit Beschluss des Bauausschusses vom 29.11.2021 die Widmung gemäß Art. 6 Abs. 


1 in Verbindung mit ☐ Art. 46 BayStrWG ☒ Art. 53 BayStrWG beschlossen. 


 
Die Widmung gilt zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben 
(Art. 41 Abs. 4 Satz 3 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG)). 
 
 


Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage bei dem 
 


Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg 
Postfach 110165, 93014 Regensburg 


Haidplatz 1, 93047 Regensburg 
 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Ge-
richts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Viechtach) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
 


Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Es besteht aufgrund des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 
(AGVwGO) keine Möglichkeit, gegen diese Allgemeinverfügung Widerspruch einzulegen. 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen. Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechts-
behelfen können der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen 
werden (www.vgh.bayern.de). 
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Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsgericht grundsätzlich ein 
Gebührenvorschuss zu entrichten. 
 
 
 
 
Gez.: 
Hans Greil 
2. Bürgermeister 
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STADT VIECHTACH


Bekanntmachung 


Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) und der Naturschutzgesetze; 
Aufstellung des Bebauungsplans „SO Solarpark Irlach“ 


Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB, § 4a Abs. 2 BauGB


Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 10.10.2022 den Entwurf vom 20.09.2022 des 
Bebauungsplans 


„SO Solarpark Irlach“ 


gebilligt und gleichzeitig die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
(öffentliche Auslegung) und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, § 4a Abs. 2 BauGB beschlossen.  
In den Entwurf vom 20.09.2022 wurden die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
und der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen eingearbeitet. 


Der gebilligte Entwurf des Bebauungsplans „SO Solarpark Irlach“ in der Fassung vom 
20.09.2022 einschließlich Begründung mit dem Umweltbericht und die wesentlichen 
bereits vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen werden in der Zeit vom  


21.10.2022 bis einschließlich 22.11.2022 


im Bauamt der Stadt Viechtach, Mönchshofstraße 31, 94234 Viechtach im Zimmer 007 
während der allgemeinen Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme ausgelegt. 
Zusätzlich ist der Entwurf auf der Homepage der Stadt Viechtach (www.viechtach.de) 
einzusehen. In dieser Zeit kann jeder den Entwurf des Bebauungsplans einsehen und 
über deren Inhalt Auskunft verlangen. 


Im Umweltbericht des gebilligten Entwurfes findet eine detaillierte Bewertung der 
Schutzgüter Boden und Fläche, Wasser, Klima und Luft, Arten und Lebensräume 
(biologische Vielfalt), Landschaftsbild, Mensch und Kultur- und Sachgüter statt. 


Folgende umweltbezogene Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange sind bei der Stadt Viechtach eingegangen: 







1. Stellungnahme des Staatlichen Bauamt Passau vom 22.08.2022:
Hinweis zur Blendwirkung bezogen auf das Schutzgut Mensch


2. Stellungnahme des Landratsamtes Regen, Technischer Umweltschutz vom
19.08.2022:
Hinweis zur Blendwirkung bezogen auf das Schutzgut Mensch


3. Stellungnahme des Landratsamtes Regen, Untere Naturschutzbehörde vom
25.08.2022:
Hinweis zur Ausgleichsflächen und Beweidung bezogen auf die Schutzgüter
Arten und Lebensräume


4. Stellungnahme des Landratsamtes Regen, Kreisbauamt vom 23.08.2022:
Hinweis zur Einsehbarkeit bezogen auf das Schutzgut Landschaftsbild


Während der Auslegungsfrist können schriftlich oder zur Niederschrift Anregungen 
beim Bauamt der Stadt Viechtach vorgebracht werden.  


Sollte der Zugang zum Neuen Rathaus aufgrund der Corona-Pandemie unter 
Aufrechterhaltung eines Telefon- und Maildienstes erneut (teilweise) eingeschränkt 
werden, können Stellungnahmen, Bedenken und Anregungen zu der ausgelegten 
Bauleitplanung telefonisch oder per Mail zu Protokoll gegeben werden. Bei allen 
zusätzlich auftretenden Fragen können sich die Bürgerinnen und Bürger gerne 
telefonisch oder per Mail an die Stadtverwaltung wenden.  


Sollte eine persönliche Einsichtnahme in die im Neuen Rathaus in Papierform 
vorgehaltenen Unterlagen unumgänglich sein, wird um eine vorherige 
Terminvereinbarung unter den oben genannten Telefonnummern gebeten.  


Parallel zur öffentlichen Auslegung werden die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlichen Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann, eingeholt.  


Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen, die im Verfahren der 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht fristgerecht abgegeben worden sind, 
bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt Viechtach 
deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit der Bauleitpläne nicht von Bedeutung ist (§ 3 Abs. 2 Satz 2, § 4a Abs. 
6 BauGB). 


Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 UmwRG (Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz) ist in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG 
gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die sie im 
Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtszeitig geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können (§ 3 Abs. 3 BauGB). 







Viechtach, den 12.10.2022 


Stadt Viechtach 


gez. 
Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 







STADT VIECHTACH


Bekanntmachung 


Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) und der Naturschutzgesetze; 
Aufstellung des Bebauungsplans „SO Solarpark Pignet“ 


Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB, § 4a Abs. 2 BauGB


Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 10.10.2022 den Entwurf vom 20.09.2022 des 
Bebauungsplans 


„SO Solarpark Pignet“ 


gebilligt und gleichzeitig die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
(öffentliche Auslegung) und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, § 4a Abs. 2 BauGB beschlossen.  
In den Entwurf vom 20.09.2022 wurden die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
und der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen eingearbeitet. 


Der gebilligte Entwurf des Bebauungsplans „SO Solarpark Pignet“ in der Fassung vom 
20.09.2022 einschließlich Begründung mit dem Umweltbericht und die wesentlichen 
bereits vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen werden in der Zeit vom  


21.10.2022 bis einschließlich 22.11.2022 


im Bauamt der Stadt Viechtach, Mönchshofstraße 31, 94234 Viechtach im Zimmer 007 
während der allgemeinen Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme ausgelegt. 
Zusätzlich ist der Entwurf auf der Homepage der Stadt Viechtach (www.viechtach.de) 
einzusehen. In dieser Zeit kann jeder den Entwurf des Bebauungsplans einsehen und 
über deren Inhalt Auskunft verlangen. 


Im Umweltbericht des gebilligten Entwurfes findet eine detaillierte Bewertung der 
Schutzgüter Boden und Fläche, Wasser, Klima und Luft, Arten und Lebensräume 
(biologische Vielfalt), Landschaftsbild, Mensch und Kultur- und Sachgüter statt. 


Folgende umweltbezogene Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange sind bei der Stadt Viechtach eingegangen: 







1. Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts Deggendorf vom 05.08.2022:
Hinweis zu Gewässer bezogen auf das Schutzgut Wasser


2. Stellungnahme des Landratsamtes Regen, Technischer Umweltschutz vom
19.08.2022:
Hinweis zur Blendwirkung bezogen auf das Schutzgut Mensch


3. Stellungnahme des Landratsamtes Regen, Untere Naturschutzbehörde vom
25.08.2022:
Hinweis zur Ausgleichsflächen und Beweidung bezogen auf die Schutzgüter
Arten und Lebensräume


4. Stellungnahme des Landratsamtes Regen, Kreisbauamt vom 23.08.2022:
Hinweis zur Bepflanzung bezogen auf das Schutzgut Arten und Lebensräume


Während der Auslegungsfrist können schriftlich oder zur Niederschrift Anregungen 
beim Bauamt der Stadt Viechtach vorgebracht werden.  


Sollte der Zugang zum Neuen Rathaus aufgrund der Corona-Pandemie unter 
Aufrechterhaltung eines Telefon- und Maildienstes erneut (teilweise) eingeschränkt 
werden, können Stellungnahmen, Bedenken und Anregungen zu der ausgelegten 
Bauleitplanung telefonisch oder per Mail zu Protokoll gegeben werden. Bei allen 
zusätzlich auftretenden Fragen können sich die Bürgerinnen und Bürger gerne 
telefonisch oder per Mail an die Stadtverwaltung wenden.  


Sollte eine persönliche Einsichtnahme in die im Neuen Rathaus in Papierform 
vorgehaltenen Unterlagen unumgänglich sein, wird um eine vorherige 
Terminvereinbarung unter den oben genannten Telefonnummern gebeten.  


Parallel zur öffentlichen Auslegung werden die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlichen Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann, eingeholt.  


Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen, die im Verfahren der 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht fristgerecht abgegeben worden sind, 
bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt Viechtach 
deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit der Bauleitpläne nicht von Bedeutung ist (§ 3 Abs. 2 Satz 2, § 4a Abs. 
6 BauGB). 


Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 UmwRG (Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz) ist in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG 
gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die sie im 
Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtszeitig geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können (§ 3 Abs. 3 BauGB). 







Viechtach, den 12.10.2022 


Stadt Viechtach 


gez. 
Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Satzung zur Änderung der Wasserabgabesatzung 


Vom 11.10.2022 


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und Abs. 3 
der Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung: 


§ 1
Änderung der Wasserabgabesatzung 


Die Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung der Stadt Viechtach (Wasser-
abgabesatzung – WAS) vom 15.11.2016 wird wie folgt geändert: 


1. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung:


„1Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen
sind, ist der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) aus-
schließlich aus dieser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). 2Gesammeltes Nieder-
schlagswasser darf ordnungsgemäß für Zwecke der Gartenbewässerung, zur Toiletten-
spülung und zum Wäschewaschen verwendet werden, soweit nicht andere Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. 3§ 7 Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. 4Verpflichtet sind die
Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. 5Sie haben auf Verlangen
der Stadt die dafür erforderliche Überwachung zu dulden.“


2. In § 7 Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Wort „Auslauf“ die Worte „(Luftbrücke) oder ein
Rohrunterbrecher A 1 der Nachspeiseeinrichtung in das Regenauffangbecken bzw. an
sonstigen Stellen (z. B. Spülkasten) entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der
Technik“ eingefügt.


3. Nach § 19 wird folgender § 19a neu eingefügt:


„§ 19a 
Besondere Regelungen bezüglich des Einsatzes und Betriebs 


elektronischer Wasserzähler 


(1) Die Stadt setzt nach Maßgabe des Art. 24 Abs. 4 Satz 2 bis 7 GO elektronische Was-
serzähler mit oder ohne Funkmodul ein und betreibt diese.


(2) 1Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2 GO gespeicherte oder ausgelesene perso-
nenbezogene Daten sind zu löschen, soweit sie für die dort genannten Zwecke nicht
mehr benötigt werden. 2Die im Wasserzähler vor Ort gespeicherten personenbezo-
genen Daten sind spätestens nach zwei Jahren zu löschen, die ausgelesenen perso-
nenbezogenen Daten spätestens nach fünf Jahren.


(3) 1Elektronische Wasserzähler, die ohne Verwendung der Funkfunktion betrieben wer-
den, werden von einem Beauftragten der Stadt möglichst in gleichen Zeitabständen
oder auf Verlangen der Stadt vom Grundstückseigentümer oder Gebührenschuldner
selbst ausgelesen. 2Ihre Auslesung vor Ort erfolgt nur mit Zustimmung des Grund-
stückseigentümers. 3Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Was-
serzähler leicht zugänglich sind.


(4) Die Informationspflicht der Stadt und das Widerspruchsrecht gegen den Einsatz und
den Betrieb von elektronischen Wasserzählern mit Funkmodul richten sich nach den
gesetzlichen Bestimmungen.“
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§ 2
Inkrafttreten 


Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 


Viechtach, 11.10.2022 
STADT VIECHTACH 


Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Satzung für die Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Viechtach 
(Feuerwehrsatzung – FwS) 


Vom 11.10.2022 


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 23 Satz 1 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemein-
deordnung (GO) folgende Satzung: 


I. Allgemeines


§ 1
Organisation, Rechtsgrundlagen 


(1) 1Die Freiwilligen Feuerwehren


a) Freiwillige Feuerwehr Viechtach,


b) Freiwillige Feuerwehr Blossersberg,


c) Freiwillige Feuerwehr Schlatzendorf,


d) Freiwillige Feuerwehr Wiesing,


e) Freiwillige Feuerwehr Schönau und


f) Freiwillige Feuerwehr Pirka


sind öffentliche Einrichtungen der Stadt. 2Zur Gewinnung der notwendigen Anzahl von 
Feuerwehrdienstleistenden bedienen sie sich der Unterstützung der Vereine 


a) Freiwillige Feuerwehr Viechtach e.V., gegr. 1826,


b) Freiwillige Feuerwehr Blossersberg e.V.,


c) Freiwillige Feuerwehr Schlatzendorf e.V.,


d) Freiwillige Feuerwehr Wiesing e.V.,


e) Freiwillige Feuerwehr Schönau e.V. und


f) Freiwillige Feuerwehr Pirka e.V.


(2) Rechtsgrundlage für die Freiwilligen Feuerwehren, vor allem für die Rechte und Pflichten
ihrer Feuerwehrdienstleistenden, sind das Bayerische Feuerwehrgesetz (BayFwG), die
zu seiner Ausführung erlassenen Rechtsvorschriften und diese Satzung.


(3) 1Bei den Freiwilligen Feuerwehren können Kinder- und Jugendgruppen nach Art. 7
BayFwG gebildet werden (Kinder- und Jugendfeuerwehren). 2Die Entscheidung hierüber
obliegt dem jeweiligen Kommandanten im Einvernehmen mit der Stadt.
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§ 2
Freiwillige Leistungen 


(1) Die Freiwilligen Feuerwehren können auf Grund dieser Satzung in den Grenzen des Art.
7 des Mittelstandsförderungsgesetzes (MfG) und Art. 87 GO insbesondere folgende frei-
willigen Leistungen erbringen:


1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Aufgaben der Feuerwehren gehören
(z.B. - jeweils auf Antrag des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten - das Stellen
von Wachen nach dem Ende der Brandgefahr oder das Abräumen von Schadenstel-
len, soweit es nicht zur Abwehr weiterer Gefahren notwendig ist),


2. Überlassung von Gerät oder Material zum Gebrauch oder Verbrauch,


3. Leistungen der Schlauchwerkstatt sowie der Schlauchpflegeanlage.


(2) 1Voraussetzungen freiwilliger Leistungen ist, dass die Einsatzbereitschaft der Freiwilligen
Feuerwehr zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben dadurch nicht beeinträchtigt wird.
2Auf die Gewährung freiwilliger Leistungen besteht kein Rechtsanspruch.


(3) 1Über die Gewährung von Leistungen im Sinne von Abs. 1 Nr. 1 und 2 entscheiden die
jeweiligen Kommandanten soweit die Leistungen im unmittelbarem Zusammenhang mit
dem Einsatz der Feuerwehr erbracht werden. 2Im Übrigen entscheiden die Kommandan-
ten über Leistungen im Sinne dieser Vorschriften sowie über einzelne, nicht regelmäßig
wiederkehrende Leistungen im Sinne von Abs. 1 Nr. 3 nur, wenn ihnen der erste Bürger-
meister diese Befugnis übertragen hat; sonst entscheidet der erste Bürgermeister.


II. Personal


§ 3
Wahl der Kommandanten (Präsenzwahl) 


(1) 1Die Wahl findet grundsätzlich bei einer Dienstversammlung der Feuerwehrdienst leisten-
den Mitglieder der jeweiligen Freiwilligen Feuerwehr einschließlich der hauptberuflichen
Kräfte und der Feuerwehranwärter die das 16. Lebensjahr vollendet haben, statt. 2Die
Stadt lädt hierzu mindestens zwei Wochen vor dem Wahltag ein. 3Neben einer Prä-
senzwahl nach § 3 dieser Satzung ist zudem die Möglichkeit einer Briefwahl nach § 4
dieser Satzung möglich.


(2) 1Der erste Bürgermeister oder ein Stellvertreter oder Beauftragter (Art. 39 GO) leitet die
Wahl (Wahlleitung). 2Der Wahlleitung stehen zwei von der Versammlung durch Zuruf be-
stimmte Beisitzer zur Seite. 3Werden mehr als zwei Personen durch Zuruf vorgeschlagen,
findet eine Wahl zwischen den vorgeschlagenen Personen statt. 4Wahlleitung und Beisit-
zer bilden den Wahlausschuss. 5Wer selbst zur Wahl steht, kann nicht Mitglied des Wahl-
ausschusses sein. 6Der Wahlausschuss wird daher erst nach Abgabe der Wahlvorschläge
gebildet.


(3) 1Jede Wahlberechtigte Person hat eine Stimme. 2Stellvertretung ist nicht zulässig.
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(4) Die Wahlleitung erläutert die Grundsätze des Wahlverfahrens und legt die Aufgaben des
Kommandanten dar.


1. Wahlvorschläge, Schriftlichkeit der Wahl


1Die Wahlberechtigten schlagen wählbare Personen schriftlich oder durch Zuruf der
Wahlversammlung zur Wahl vor. 2Die Wahlleitung nennt die Vorgeschlagenen und
befragt sie, sofern sie anwesend sind, ob sie sich der Wahl stellen wollen. 3Die Vor-
schläge können mündlich begründet werden; über sie kann auch eine Aussprache
stattfinden. 4Den anwesenden Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich der Ver-
sammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 5Die Aussprache wird geschlossen,
wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen oder wenn die Versammlung mit Mehr-
heit der Wahlberechtigten den Schluss der Aussprache beschließt. 6Die Wahl wird
schriftlich mit Stimmzetteln durchgeführt; diese dürfen kein äußerliches Kennzeichen
tragen, das sie von den im gleichen Wahlgang verwendeten Stimmzetteln unterschei-
det. 7Die Wahlleitung lässt auf die Stimmzettel die Namen der wählbaren und - sofern
sie befragt wurden - zur Kandidatur bereiten Bewerber setzen. 8Wird nur eine oder
keine Person zur Wahl vorgeschlagen, so wird die Wahl ohne Bindung an Bewerber
durchgeführt.


2. Wahlgang, Stimmabgabe


1Die Wahl ist geheim. 2Die Möglichkeit geheimer Stimmabgabe ist von der Wahllei-
tung sicherzustellen. 3Für eine gültige Stimmabgabe ist immer eine positive Willens-
bekundung erforderlich. 4Gewählt wird, indem einer der Wahlvorschläge in eindeutig
bezeichnender Weise gekennzeichnet wird. 5Streichungen sind nicht als Stimme für
nicht gestrichene Bewerber zu werten. 6Steht nur eine Person zur Wahl, so kann
dadurch gewählt werden, dass der Wahlvorschlag in einer jeden Zweifel ausschlie-
ßenden Weise gekennzeichnet oder eine nicht zur Wahl vorgeschlagene wählbare
Person in eindeutig bezeichnender Weise handschriftlich auf dem Stimmzettel einge-
tragen wird. 7Liegt kein Wahlvorschlag vor, so wird durch eindeutig bezeichnende
handschriftliche Eintragung einer wählbaren Person auf dem Stimmzettel gewählt.
8Die Wahlberechtigten haben den ausgefüllten Stimmzettel zusammenzufalten und
der Wahlleitung oder dem bestimmten Beisitzer zu übergeben. 9Der Wahlausschuss
prüft die Stimmberechtigung der Abstimmenden. 10Bei Bedarf hat die Stadt hierzu vor
der Wahl eine Wählerliste anzulegen. 11Wird die Stimmberechtigung anerkannt, so ist
der Stimmzettel in einen Behälter zu legen. 12Der Wahlausschuss prüft vor Beginn
des Wahlgangs, ob der Behälter leer ist. 13Wird der Stimmberechtigung einer anwe-
senden Person widersprochen, entscheidet der Wahlausschuss.


3. Feststellung des Wahlergebnisses, Losentscheid


1Nach Abschluss der Wahl prüft der Wahlausschuss den Inhalt der Stimmzettel, zählt
sie aus und stellt das Wahlergebnis fest. 2Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der
abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 3Neinstimmen und Stimmzettel, die überhaupt
nicht gekennzeichnet wurden oder auf denen nur Streichungen vorgenommen wur-
den, sind ungültig. 4Ist mindestens die Hälfte der abgegebenen Stimmen ungültig, ist
die Wahl zu wiederholen. 5Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig und er-
hält kein Bewerber die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, so findet eine
Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit der höchsten Stimmenzahl statt. 6Wenn
mehr als zwei Personen die höchste Stimmenzahl erhalten haben, ist die Wahl zu
wiederholen. 7Wenn mehr als eine Person die zweithöchste Stimmenzahl erhalten
haben, entscheidet das Los, wer in die Stichwahl kommt. 8Bei der Stichwahl ist die
Person gewählt, die von den abgegebenen gültigen Stimmen die höchste Stimmen-
zahl erhält. 9Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los, das die Wahlleitung sofort
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nach Feststellung des Ergebnisses der Stichwahl in der Wahlversammlung ziehen 
lässt. 


4. Wahlannahme


1Nach der Wahl befragt die Wahlleitung die gewählte Person, ob sie die Wahl an-
nimmt. 2Lehnt sie ab, ist die Wahl zu wiederholen. 3Abwesende Bewerber können die
Annahme der Wahl auch im Vorfeld schriftlich erklären. 4Die Wiederholung der Wahl
kann unmittelbar im Anschluss an den ersten Wahldurchgang in derselben Dienstver-
sammlung erfolgen.


(5) Die Wahlleitung lässt über die Wahl, die Feststellung des Wahlergebnisses und die Wahl-
annahme eine Niederschrift fertigen, die der Wahlausschuss unterzeichnet.


(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten ebenfalls für die Wahl des Stellvertreters des Kommandanten.


§ 4
Wahl Kommandanten (Briefwahl) 


(1) 1Neben der in § 3 dieser Satzung genannten Präsenzwahl bei einer Dienstversammlung,
ist eine Briefwahl ersatzweise zulässig, wenn tatsächlich keine Möglichkeit für eine Wahl
mit Präsenz besteht (z.B. aufgrund infektionsschutzrechtlicher Bestimmungen). 2Die
Wahlberechtigungen aus § 3 bleiben unberührt. 3Der Ablauf des Wahlverfahrens wird
nachfolgend dargestellt.


1. Wahltermin


Der Wahltermin wird mindestens vier Wochen vor der Wahl von der Stadt im Beneh-
men mit dem bisherigen Kommandanten festgelegt.


2. 3 Wochen vor dem Wahltag


1Alle wahlberichtigten Mitglieder (Art. 8 Abs. 2 Satz 1 BayFwG) erhalten eine Mittei-
lung per Brief, in diesem der Wahltermin und die bereits durch den bisherigen Kom-
mandanten vorgeschlagenen Kandidaten genannt werden. 2Dem Schreiben liegt ein
Rückschreiben bei, hier können durch die jeweiligen Wahlberechtigten Vorschläge
eingetragen werden. 3Die Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen beträgt eine
Woche.


3. 2 Wochen vor dem Wahltag


1Die eingegangenen Wahlvorschläge werden geprüft, ob die allgemeinen Vorausset-
zungen der Wählbarkeit (Art. 8 Abs. 3 BayFwG) erfüllt sind. 2Zudem werden die Kan-
didaten im Vorfeld angehört, ob diese die Wahl annehmen würden (vgl. Ziff. 8.1.1
Satz 3 VollzBekBayFwG). 3Nach der Festlegung der jeweiligen Kandidaten werden
die entsprechenden Stimmzettel getrennt nach Kommandant und Stellvertreter des
Kommandanten erstellt und an die Wahlberechtigten zusammen mit einem Wahl-
schein (schriftliche und unterschriebene Erklärung über die eigenhändige Durchfüh-
rung der Wahl) und zwei Umschlägen (Stimmzettelumschlag und Rückversandum-
schlag) versendet. 4Die Wahlunterlagen müssen spätestens bis eine Woche vor der
Wahl den Wahlberechtigten zugestellt worden sein. 5Die Wahlunterlagen müssen
spätestens am Wahltag zu dem im Schreiben genannten Zeitpunkt bei der Stadt
(Hausbriefkasten des Neuen Rathauses) eingegangen sein.
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4. Wahltag


1Am Wahltag erfolgt zum festgelegten Zeitpunkt die letzte Leerung des Briefkastens,
alle danach eingegangen Wahlunterlagen können nicht mehr berücksichtigt werden.
2Nun werden die Rückversandumschläge geöffnet und die Wahlscheine geprüft. 3An-
schließend werden bei gültigem Wahlschein die Stimmzettelumschläge geöffnet. 4Die
Auszählung erfolgt nach den üblichen Regeln. 5Nach der Auszählung erfolgt die Aus-
wertung und die Bekanntgabe des Ergebnisses der Wahl. 6Zuletzt wird das übliche
Bestätigungsverfahren eingeleitet.


(2) 1Bei Ungültigkeit der Briefwahl, muss diese entsprechend der Regelungen des Abs. 1 wie-
derholt werden. 2Über die durchgeführte Briefwahl wird durch den Wahlausschuss eine
Niederschrift angefertigt. 3Die Mitglieder des Wahlausschusses werden vorab durch die
Stadt bestimmt. 4Die Mitglieder des Wahlausschusses können nicht aus zur Wahl stehen-
den Feuerwehrdienstleistenden bestehen.


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten ebenfalls für die Wahl des Stellvertreters des Kommandanten.


§ 5
Verpflichtung 


1Die Kommandanten verpflichten neu aufgenommene ehrenamtliche Feuerwehrdienstleis-
tende durch Handschlag zur Erfüllung ihrer Pflichten nach den für die Feuerwehren geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 2Neu aufgenommenen Mitgliedern soll eine Kopie dieser 
Satzung überreicht werden. 


§ 6
Übertragung besonderer Aufgaben 


1Zur Erfüllung besonderer Aufgaben sind geeignete Feuerwehrdienstleistende zu bestellen 
(z.B. Jugendwart, Gerätewart, Beauftragter für die Kinderfeuerwehr). 2Für die Bestellung eh-
renamtlicher Feuerwehrdienstleistender ist der jeweilige Kommandant zuständig. 


§ 7
Persönliche Ausstattung 


1Die Feuerwehrdienstleistenden haben die empfangene persönliche Ausstattung pfleglich zu 
behandeln und nach dem Ausscheiden aus dem Feuerwehrdienst zurückzugeben. 2Für verlo-
rengegangene oder durch außerdienstlichen Gebrauch beschädigte oder unbrauchbar gewor-
dene Teile der Ausstattung kann die Stadt Ersatz verlangen. 


§ 8
Anzeigepflicht bei Schäden 


(1) Feuerwehrdienstleistende haben dem jeweiligen Kommandanten unverzüglich zu melden


a) im Dienst erlittene (eigene) Körper- und Sachschäden,


b) Verluste oder Schäden an der persönlichen Ausstattung und der sonstigen Ausrüs-
tung der Feuerwehr.
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(2) 1Soweit Ansprüche für oder gegen die Stadt infrage kommen, haben die Kommandanten
die Meldung an die Stadt weiterzuleiten. 2Hat die Stadt nach § 193 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VII) und § 22 der Satzung der Kommunalen Unfallversicherung
Bayern (KUVB) eine Unfallanzeige zu erstatten, so ist sie unverzüglich (bei Unfällen mit
Todesfolge oder mit mehr als drei Verletzten sofort) zu unterrichten.


§ 9
Dienstverhinderung 


1Vor der gesetzlichen Verpflichtung zur Leistung des Feuerwehrdienstes (Art. 6 Abs. 1 Satz 2 
BayFwG) sind Feuerwehrdienstleistende nur befreit, soweit sie vorrangigen rechtlichen Pflich-
ten nachkommen müssen oder dringende wirtschaftliche oder persönliche Gründe dies recht-
fertigen. 2Für das Fernbleiben von Ausbildungsveranstaltungen in diesen Fällen haben sich 
Feuerwehrdienstleistende vor der Veranstaltung beim jeweiligen Kommandanten zu entschul-
digen. 3Im Übrigen haben Feuerwehrdienstleistende dem jeweiligen Kommandanten Mittei-
lung zu machen, wenn sie länger als fünf Wochen vom Wohnort abwesend oder durch andere 
Umstände an der Ausübung des Feuerwehrdienstes gehindert sein werden. 4Der Wegzug aus 
der Stadt ist in jedem Fall zu melden. 


§ 10
Pflichtverletzungen 


Die Kommandanten können Verletzungen von Dienstpflichten durch folgende Maßnahmen 
ahnden: 


a) mündlicher oder schriftlicher Verweis,


b) Androhung des Ausschlusses oder


c) Ausschluss (Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayFwG, § 11 Abs. 2 dieser Satzung).


§ 11
Austritt und Ausschluss 


(1) Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr ist in Textform gegenüber dem jeweiligen Kom-
mandanten zu erklären.


(2) 1Die Kommandanten haben Feuerwehrdienstleistenden, die gemäß Art. 6 Abs. 4 Satz 2
BayFwG wegen gröblicher Verletzung der Dienstpflichten vom Feuerwehrdienst ausge-
schlossen werden sollen, Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheb-
lichen Tatsachen zu äußern. 2Eine gröbliche Verletzung von Dienstpflichten ist insbeson-
dere gegeben bei:


a) unehrenhaftem Verhalten im Dienst,


b) grobem Vergehen gegen Kameraden im Dienst,


c) fortgesetzter Nachlässigkeit oder Nichtbefolgen dienstlicher Anordnungen,


d) Trunkenheit im Dienst,


e) Aufhetzen zum Nichtbeachten von Anordnungen,
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f) dienstwidriger Benutzung oder mutwilliger Beschädigung von Dienstkleidung, Gerä-
ten und sonstigen Ausrüstungsgegenständen der Feuerwehr.


3Die Kommandanten haben den Ausgeschlossenen den Ausschluss in Textform zu erklä-
ren. 


III. Besondere Pflichten der Kommandanten


§ 12
Dienst- und Ausbildungsplan 


(1) 1Die Kommandanten stellen jährlich (falls nötig auch für kürzere Zeiträume) einen Dienst- 
und Ausbildungsplan auf. 2In dem Plan ist für jeden Monat mindestens eine Übung oder
ein Unterricht vorzusehen. 3Zu den Übungen können auch geeignete Sportveranstaltun-
gen der Feuerwehr gehören.


(2) Der Dienst- und Ausbildungsplan ist der Stadt in elektronischer Form vorzulegen.


§ 13
Dienstreisen 


1Die Kommandanten haben dafür zu sorgen, dass vor Dienstreisen von Feuerwehrdienstleis-
tenden die Genehmigung der Stadt eingeholt wird (vgl. Art. 8 Abs. 1 Satz 3 BayFwG). 2Sie 
haben auch für ihre Dienstreisen die Genehmigung der Stadt einzuholen. 


§ 14
Jahresbericht 


(1) 1Die Kommandanten unterrichtet die Stadt zum Ende des Kalenderjahres über den Per-
sonalstand der jeweiligen Feuerwehr. 2Neu eingetretene oder aus dem Feuerwehrdienst
ausgeschiedene Mitglieder sind mitzuteilen. 3In dem Bericht ist die Anzahl der Mann-
schafts- und Führungsdienstgrade und der Feuerwehrdienstleistenden anzugeben, die
über das übliche Maß hinaus Feuerwehrdienst leisten (vgl. Art. 11 Abs. 1 Satz 2 BayFwG).
4Soweit die Stadt nicht über einzelne Einsätze unterrichtet wird, ist im Jahresbericht auch
eine Übersicht über die Einsätze des abgelaufenen Jahres zu geben.


(2) Die Unterrichtspflichten gemäß Art. 6 Abs. 3 Satz 2 BayFwG, § 7 Satz 2 und § 12 Abs. 2
dieser Satzung bleiben unberührt.
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IV. Schlussbestimmung


§ 15
Inkrafttreten; Außerkrafttreten 


(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.


(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die Freiwilligen Feuerwehren vom 03.11.1983, zuletzt ge-
ändert durch Satzung vom 05.10.1992, außer Kraft.


Viechtach, 11.10.2022 
STADT VIECHTACH 


Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze 
und andere Leistungen der Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Viechtach 


(Feuerwehrkostensatzung - FwKS) 


Vom 11.10.2022 


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund Art. 28 Abs. 4 des Bayerischen Feuerwehrgesetzes 
(BayFwG) folgende Satzung: 


§ 1
Aufwendungs- und Kostenersatz 


(1) 1Die Stadt Viechtach erhebt im Rahmen von Art. 28 Abs. 1 BayFwG Aufwendungsersatz
für die in Art. 28 Abs. 2 BayFwG aufgeführten Pflichtleistungen ihrer Feuerwehren, insbe-
sondere für


1. Einsätze,


2. Sicherheitswachen (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG),


3. Ausrücken nach missbräuchlicher Alarmierung oder Fehlalarmen.


2Einsätze werden in dem für die Hilfeleistung notwendigen Umfang abgerechnet. 3Für 
Einsätze und Tätigkeiten, die unmittelbar der Rettung oder Bergung von Menschen und 
Tieren dienen, wird kein Kostenersatz erhoben. 4Der Aufwendungsersatz entsteht mit dem 
Tätigwerden der Feuerwehr.  


(2) 1Die Stadt Viechtach behält sich vor, Kostenersatz für die Inanspruchnahme ihrer Feuer-
wehren zu folgenden freiwilligen Leistungen (Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayFwG) zu erheben:


1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben der Feuerwehren ge-
hören,


2. Überlassung von Gerät und Material zum Gebrauch oder Verbrauch,


3. Leistungen der Schlauchwerkstatt sowie der Schlauchpflegeanlage,


2Die Kostenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Feuerwehr bzw. deren Leistung. 


(3) 1Die Höhe des Aufwendungs- und Kostenersatzes richtet sich nach den Pauschalsätzen
gemäß der Anlage zu dieser Satzung. 2Für den Ersatz von Aufwendungen, die nicht in der
Anlage enthalten sind, werden Pauschalsätze in Anlehnung an die für vergleichbare Auf-
wendungen festgelegten Sätze erhoben. 3Für Materialverbrauch werden die Selbstkosten
berechnet. 4Bei Fremdleistungen wird die volle Höhe des Rechnungsbetrags erhoben.


(4) Aufwendungen, die durch Hilfeleistungen von Werkfeuerwehren entstehen (Art. 15 Abs. 7
Satz 2 BayFwG), sowie wegen überörtlicher Hilfeleistungen nach Art. 17 Abs. 2 BayFwG
zu erstattende Aufwendungen werden unabhängig von dieser Satzung geltend gemacht.







Gz. 2.0/0280/111803 Seite 2 von 5 


§ 2
Schuldner 


(1) Bei Pflichtleistungen bestimmt sich der Schuldner des Aufwendungsersatzes nach Art. 28
Abs. 3 BayFwG.


(2) Bei freiwilligen Leistungen ist Schuldner, wer die Feuerwehr willentlich in Anspruch ge-
nommen hat.


(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner.


§ 3
Fälligkeit 


Aufwendungs- und Kostenersatz werden mit Bestandskraft des Bescheids zur Zahlung fällig. 


§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.


(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und an-
dere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren (Feuerwehrkostensatzung – FwKS) vom
06.02.2018 außer Kraft.


Viechtach, 11.10.2022 
STADT VIECHTACH 


Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Anlage zu § 1 Abs. 3 Satz 1 der Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Eins-
ätze und andere Leistungen der Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Viechtach (Feuer-
wehrkostensatzung – FwKS) 


Verzeichnis der Pauschalsätze 


1. Streckenkosten


Die Streckenkosten betragen für jeden angefangenen Kilometer Wegstrecke für 


1.1 Kommandowagen (KdoW) 0,82 € 
1.2 Mehrzweckfahrzeug (MZF) 1,52 € 
1.3 Mannschaftstransportwagen (MTW) 1,44 € 
1.4 Tanklöschfahrzeug TLF 4000 9,17 € 
1.5 Drehleiter DLA(K) 23-12 10,06 € 
1.6 Löschgruppenfahrzeug LF 16 1,62 € 
1.7 Hilfeleistungs-Löschgruppenfahrzeug HLF 10 4,70 € 
1.8 Löschgruppenfahrzeug LF8, LF 10/6, LF 10 11,27 € 
1.9 Tragkraftspritzenfahrzeug TSF, TSF-W 0,85 € 
1.10 Gerätewagen-Logistik 1 GW-L1 1,27 € 
1.11 Rüstwagen RW, RW 2 8,85 € 


2. Ausrückestundenkosten


1Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und Ausrüstung abzugelten, die 
zwar zu Fahrzeugen gehören, deren Kosten aber nicht durch die zurückgelegte Wegstrecke 
beeinflusst werden. 2Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Üb-
rigen die ganzen Ausrückestundenkosten erhoben. 


Die Ausrückestundenkosten betragen – berechnet vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem 
Feuerwehrgerätehaus bis zum Zeitpunkt des Wiedereinrückens – je eine Stunde für 


2.1 Kommandowagen (KdoW) 5,07 € 
2.2 Mehrzweckfahrzeug (MZF) 52,19 € 
2.3 Mannschaftstransportwagen (MTW) 60,03 € 
2.4 Tanklöschfahrzeug TLF 4000 209,34 € 
2.5 Drehleiter DLA(K) 23-12 225,18 € 
2.6 Löschgruppenfahrzeug LF 16 35,02 € 
2.7 Hilfeleistungs-Löschgruppenfahrzeug HLF 10 62,36 € 
2.8 Löschgruppenfahrzeug LF8, LF 10/6, LF 10 108,51 € 
2.9 Tragkraftspritzenfahrzeug TSF, TSF-W 17,25 € 
2.10 Gerätewagen-Logistik 1 GW-L1 46,20 € 
2.11 Rüstwagen RW, RW 2 110,90 € 
2.12 Stromgenerator 389,97 € 
2.13 Mehrzweckboot 174,12 € 
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3. Personalkosten


1Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. 2Dabei ist der Zeitraum vom Aus-
rücken aus dem Feuerwehrgerätehaus bis zum Wiedereinrücken anzusetzen. 3Für angefan-
gene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Übrigen die ganzen Stundenkosten 
erhoben. 


3.1 Hauptamtliches Personal1 


Für den Einsatz hauptamtlicher Bediensteter wird folgender Stundensatz 
berechnet: 


37,49 € 


3.2 Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende2 


Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird folgender 
Stundensatz berechnet: 


23,43 € 


3.3 Sicherheitswachen 


Für die Abstellung zum Sicherheitswachdienst gemäß Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG werden 
erhoben je Stunde Wachdienst für 


3.3.1 Sonstige Bedienstete 15,10 € 
3.3.2 ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende3 15,10 € 


4.1 Waschen und Überprüfen von Feuerwehrdruckschläuchen (Grö-
ßen A-D), je Schlauch (inkl. Personalkosten) 


12,38 € 


4.2 Überprüfung von Systemtrennern, je Stück (inkl. Personalkosten) 13,58 € 


1 Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung des Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte 
Personalaufwand angesetzt werden. 
2 Aufwendungsersatz für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird verlangt, weil der Gemeinde Kosten auch 
für diesen Personenkreis entstehen, beispielsweise durch Erstattung des Verdienstausfalls (Art. 9 Abs. 3 BayFwG), des fortge-
zahlten Arbeitsentgelts (Art. 10 BayFwG) oder durch Entschädigungen nach Art. 11 BayFwG. Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 
BayFwG kann bei der Berechnung des Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte Personalaufwand angesetzt 
werden. 
3 siehe § 11 Abs. 5 AVBayFwG 


Abweichend von Nummer 3 Satz 2 wird für die Anfahrt und die Rückfahrt insgesamt eine wei-
tere Stunde berechnet. 


4. Kosten für Leistungen der Schlauchwerkstatt und der Schlauchpflegeanlage


Für die Unterhaltung und Instandsetzung von Geräten sowie für nachfolgende Arbeitsleistun-
gen werden folgende Kosten erhoben: 
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5. Sonstige Kosten (zzgl. Verbrauchsmaterial und Ersatzteile in voller Höhe)


Für folgend genannte Kleineinsätze bis zu einer Dauer von 45 Minuten inkl. An- und Abfahrt 
werden ohne Berücksichtigung des eingesetzten Personals und der Fahrzeuge pauschal ab-
gerechnet (Verbrauchsmaterial und Ersatzteile werden in voller Höhe abgerechnet): 


5.1 Fehlalarme durch Brandmeldeanlagen 100,00 € 
5.2 Türöffnung 100,00 € 
5.3 Entfernen bzw. Umsetzen von Wespen / Schadinsekten 50,00 € 
5.4 Durchführung von Wassertransporten infolge von Trockenheit pro 


Fahrt 
50,00 € 


5.5 Unterweisung über das Verhalten im Brandfall 50,00 € 


6. Umsatzsteuer


1Bei den vorstehenden Pauschalsätzen der Nummer 1 bis 5 handelt es sich um Nettobeträge. 
2Im Fall einer gesetzlichen Umsatzsteuerpflicht wird die Umsatzsteuer in der im Umsatzsteu-
ergesetz (UStG) jeweils festgesetzten Höhe zusätzlich erhoben. 


1Zur Erhebung der Umsatzsteuer erfolgt eine Abgrenzung der Pflichtleistungen und freiwilligen 
Leistungen im konkreten Einzelfall. 2Die Pflichtleistungen (Gefahrenabwehr gemäß Art. 28 
Abs. 2 BayFwG) sind hoheitlich und somit nicht steuerbar. 3Die freiwilligen Leistungen gemäß 
Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayFwG sind nicht hoheitlich und somit steuerbar. 
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Satzung zur Änderung der Kostensatzung 


Vom 11.10.2022 


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes (KG) und Art. 23 der 
Gemeindeordnung (GO) folgende Satzung: 


§ 1
Änderung der Kostensatzung 


Die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen im eigenen 
Wirkungskreis (Kostensatzung – KS) vom 12.03.2019, zuletzt geändert durch Satzung vom 
07.12.2021 (VITAbl. Nr. 22/2021) wird wie folgt geändert: 


1. In § 3 werden nach den Worten „5 Abs.“ die Worte „2 bis“ eingefügt.


2. Die Anlage zu § 2 Satz 1 der Satzung (Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz))
wird wie folgt geändert:


a) Die Bezeichnung des Gegenstands der Tarif-Nummer 700 erhält folgende Fassung:


„(Teil-)Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang“


b) Nach der Tarif-Nummer 703 werden bei der Bezeichnung des Gegenstands folgen-
de Worte eingefügt:


„Besondere Amtshandlungen“


c) Nach der Tarif-Nummer 711 werden die Worte „Besondere Amtshandlungen“ ge-
löscht und folgende Tarif-Nummern neu eingefügt:


„76 


760 


761 


762 


763 


764 


765 


Abwasserbeseitigung 


Genehmigung der Benutzung von Einschütt-
stellen 


Zulassung und Überprüfung der Grundstück-
sentwässerungsanlage nach §§ 10 und 11 
EWS 


Zulassung von Ausnahmen nach § 10 Abs. 4 
EWS 


Überprüfung einer Fettabscheideranlage nach 
§ 16 EWS


Zustimmung zur Überdeckung oder Anord-
nung der Freilegung von Leitungen nach § 11 
Abs. 3 EWS 


Erlaubnis zur Einleitung von Drainwasser oder 
anderer Stoffe nach § 15 Abs. 6 EWS 


10 bis 200 € 


10 bis 300 € 


10 bis 300 € 


10 bis 300 € 


10 bis 300 € 


10 bis 1.250 € 
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766 


767 


768 


Zulassung und Überprüfung des Einbaus ei-
nes Neben- bzw. Zwischenzählers (z. B. Gar-
tenwasserzähler) 


Anordnungen für den Einzelfall nach § 22 
EWS 


Leitungsauskünfte 


10 bis 300 € 


10 bis 300 € 


25 bis 300 €“ 


d) Nach Tarif-Nr. 810 werden folgende Tarif-Nummern neu eingefügt:


„811 


812 


813 


814 


815 


816 


818 


819 


820 


821 


Genehmigung der Wasserabgabe für 
vorübergehende Zwecke nach § 17 
WAS 


Beschränkung der Benutzungspflicht 
auf Antrag nach § 7 WAS 


Zulassung und Überprüfung der Anla-
gen des Grundstückseigentümers nach 
§ 11 WAS


Zulassung von Ausnahmen nach § 11 
Abs. 6 WAS 


Anordnung für den Einzelfall nach § 25 
WAS 


Abschaltung des Funkmoduls eines 
elektronischen Wasserzählers auf An-
trag nach Art. 24 Abs. 4 Satz 6 GO 


Anordnung der Mängelbeseitigung 
nach § 12 Abs. 1 WAS 


Wiederholte Aufforderung zur Zutritts-
gewährung wegen Zählerwechsel 


Leitungsauskünfte 


Löschwasserauskünfte 


10 bis 150 € 


10 bis 1.250 € 


10 bis 300 € 


10 bis 300 € 


10 bis 300 € 


30 bis 300 € 


30 bis 300 € 


25 bis 300 € 


25 bis 300 € 


25 bis 300 €“ 


§ 2
Inkrafttreten 


Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 


Viechtach, 11.10.2022 
STADT VIECHTACH 


Franz Wittmann 
erster Bürgermeister 
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Satzung
über die Erhebung von Verwaltungskosten


für Amtshandlungen
im eigenen Wirkungskreis


(KostensaÞung - KS)


Vom 12.03.2019


Die Stadt Viechtach erlässt aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes (KG) und Art. 23 der Ge-
meindeordnung (GO) folgende Satzung:


sr
Kostenpflicht


Die Stadt Viechtach erhebt für Tätigkeiten im eigenen Wirkungskreis, die sie in Ausübung ho-
heitlicher Gewalt vornimmt (Amtshandlungen), Kosten (Gebühren und Auslagen).


s2
Gebührenhöhe


lDie Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem Kostenverzeichnis (Kommunales Kostenver-
zeichnis, KommKVz), das Anlage zu dieser Satzung ist. 2Für Amtshandlungen, die nicht im Kos-
tenverzeichnis enthalten sind, wird eine Gebühr erhoben, die nach im Kostenverzeichnis bewer-
teten vergleichbaren Amtshandlungen zu bemessen ist. 3Fehlt eine vergleichbare Amtshand-
lung, so wird eine Gebühr von 5 bis 25.000 Euro erhoben. aUnberuhrt bleiben Gebtlhrenrege-
lungen, die schon in anderen Satzungen oder in Verordnungen getroffen sind.


s3
Entsprechende Anwendung des Kostengesetzes


Gemäß Art. 20 Abs. 3 KG finden die Art. 2, 3, 4 und 5 Abs. 6 sowie die Art. 6 bis 19 und 21 Abs
3 Satz 2 KG entsprechende Anwendung.


s4
Fälligkeit


lDie Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung fällig. 2Die Gebühr kann nach Maßgabe des
Art. 14 KG vor der Erbringung der Leistung gefordert werden.


s5
I n-Kraft-Treten, Au ßer-Kraft-Treten


(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.


(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Venryaltungskosten für Amtshandlun-
gen im eigenen Wirkungskreis (Kostensatzung) vom 1 5.12.2009 außer Kraft.


Viechtach, 12.03.2019
STADT VIECHTACH


t''>


(J


c^,-
'"åuJzweiter Bürgermeister


Az. 0280, Dok-Nr. 066835







Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz)


0


00


Gebtihrenregelungen in sonstigen Satzungen und
Verordnungen der Stadt Viechtach gehen diesem
Kostenverzeichnis vor.


Allgemeine Verwaltung


Allgemeine Amtshandlungen


Vorschriften der Tarifgruppen 01 - 8 des Kosten-
verzeichnisses gehen den Vorschriften der Tarif-
gruppe 00 vor


Anordnungen für den Einzelfall


Bescheinigungen:


L Erteilung einer Bescheinigung über steuerlich
abse2bare Spenden


2. Erteilung einer sonstigen Bescheinigung


000


001


002


Beglaubigungen:


Beglaubigung von Abschriften, Fotokopien und dgl. 0,75 €
von eigenen Urkunden je angefangene Seite, höchstens die


ftlr die Erteilung des Originals vorge-
sehene Gebühr, mindestens 5 €.
lst die Erteilung des Originals gebüh-
renfrei, betrËågt die Gebühr 0,75 € je
angefangene Seite, mindestens 5 €.


Werden mehrere gleichlautende Ab-
schriften, Fotokopien und dgl. gleich-
zeitig beglaubigt, so kann die für die
zweite und jede weitere Beglaubigung
zu erhebende Gebühr auf die Hälfte,
jedoch nicht auf weniger als 5 € er-
mäßigt werden.


kostenfrei für Bewerbungen von Schü-
lern und Studenten sowie für Renten-
angelegenheiten


15 bis 1000 €


kostenfrei


5bis75€
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003 Einsicht in Akten und amtliche Bücher:


Einsicht in Akten und Bilcher, soweit diese nicht in
einem gebü h ren pflichtigen Verfah ren gewäh rt wi rd.


'l. Einsichtnahme in einfachen Fällen 0,75 €
je Akt oder Buch, mindestens 5 €


2. Einsichtnahme bei umfangreicherem Ven¡val- 5 bis 25 €
tungsaufwand


3. Einsichtnahme bei außergewöhnlichem Ver- 25€bis100€
waltungsaufwand, insbesondere wenn Daten
ausgesonderten werden müssen zum Schutz
überwiegend Öffentlicher und privater lnteres-
sen


Die Gebühr erhöht sich um die Hä|fte, wenn seit
dem Abschluß der Akten oder Bücher mehr als
zehn Jahre vergangen sind.


Gebührenfrei ist die Einsicht in Rechtsvorschriften, Hinweis:
Flächennutzungspläne und ähnliche ftrr die Unter- Gebühr filr die Benutzung des Stadt-
richtung der Öffentlichkeit bestimmte Schriftstücke archivs siehe Tarif-Nr. 009
oder Pläne.


004 Fristverlängerungen:


1. Verlängerungen einer Frist, deren Ablauf einen 10 bis 25 o/o der für die Genehmigung,
neuen Antrag auf Erteilung einer gebühren- Erlaubnis oder Bewilligung vorgese-
pflichtigen Genehmigung, Erlaubnis oder Be- henen Gebühr,
willigung erforderlich machen wirrde. mindestens jedoch 5 €


2. Fristverlängerung in anderen Fällen 5bis60€


005 Zweitschriften:


Erteilung einer Zweitsch rift 10 bis 50 % der für die Erstschrift
vorgesehenen Gebühr, mindestens 5
€. lst für die Erstschrift eine Gebühr
von 0,50 bis 5 € vorgesehen, so ist
diese Gebühr zu erheben; ist die Er-
teilung der Erstschrift geb[ihrenfrei, so
beträgt die Gebirhr 0,50 € je angefan-
gene Seite, mindestens 5 €.


006 Niederschriften 7,50 bis 75 €
für jede angefangene Stunde
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007 Vervielfältigungen und Auszüge aus Akten,
Büchern oder sonstigen Unterlagen


1. Fotokopien und Ausdrucke (schwarz/weiß)
je Seite DIN A 4
je Seite DIN A 3


2. Farbausdrucke
im Format DIN A 4
im Format DIN A 3


2. mündliche, schriftliche Ausktinfte sowie
Auskünfte in Textform nicht einfacher Art,
wenn Feststellungen durch Nachfragen,
Ermittlungen oder durch Rückgriff auf
Amtsu nterlagen getroffen werden mtissen


0,50 €,
1,00 €,


00 €,
50 €,


ab 5. Seite 0,30 €
ab 5. Seite 0,70 €


ab 5. Seite 0,50 €
ab 5. Seite 1,00 €


008


009


Für individuell zusammengestellte Auszüge aus
Schriftstücken oder Dateien wird eine Gebühr nach
dem Zeitaufwand erhoben, der bei durchschnittli-
cher Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt wird.
Die Gebühr beträgt je angefangene 15 Minuten 5 €


Bereitstellung von Dokumenten auf elektroni- 5 bis 10€
schem Weg (E-Mail, Datenträger)


Benutzung des Stadtarchivs


Gebührenfrei ist, wenn die Benutzung des Archivs
a) für Zwecke der Kommunalvenvaltung
b) der Bildung
c) allgemeiner, insbesondere historischer lnfor


mationsvermittlung sowie
d) der Erfüllung der Aufgaben von Forschung und


Wissenschaft dient.


Außerdem besteht Gebührenfreiheit, wenn die
Benutzung des Archivguts im städtischen lnteresse
liegt.


Gebühr für die Benutzung der Archive bei lnan- Je angefangene halbe Stunde 20 €
spruchnahme einer Venrualtu ngskraft


Kopien, Abzüge, Abgabe auf Datenträger Kosten nach den Tarif-Nr. 001-008


010 Ausktinfte


1. mündliche oder fernmündliche Auskünfte
einfacher Art


kostenfrei


5 bis 100 €
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Besondere Amtshandlungen


Hauptverwaltung


Kommunalgesetze


1. Genehmigung zur FfJhrung städtischer Wap-
pen und Fahnen (Art. 4 Abs. 3 GO)


Hinweis:
Die Verwendung des Logos bedarf
keiner Genehmigung


2. Amtshandlungen bei der Durchführung von kostenfrei (in Analogie zu Art. 3 Abs. 1


Bijrgerbegehren und Bürgerentscheiden (Art. Nr. 12 KG)
18a GO)


021 AmtshandlungenimVollstreckungsverfahren


1. Androhung von Zwangsmitteln (Art. 36 10 bis 250 €
VwZVG), soweit sie nicht mit dem Verwal-
tungsakt verbunden ist, durch den die Hand-
lung, Duldung oder Unterlassung aufgegeben
wird


2. Anwendung der Zwangsmittel Ersatzvornahme 50 bis 2.500 €
(Art. 32, 35 VwZVG) oder unmittelbarer Zwang
(Art. 34, 35 VwZVG).


3. Pfändungsbeschluss gemäß Art. 26 Abs. 5 I Pfåndungsgebühr nach $ 339 Abs
VwZVG 4Abgabenordnung (AO 1977)


020


02 021


10 bis 2.500 €


% Pfändungsgebühr nach $ 339 Abs
4 AO 1977, mindestens 10 €


12,50 bis 200 €


4. Entscheidung über unzulässige oder unbe-
gründete Einwendungen gegen die Vollstre-
ckung, die den zu vollstreckenden Anspruch
betreffen (Art. 21 VwZVG)


4.0 beiGeldansprüchen


4.1 sonst
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03


1


11


12


13


030


031


111


112


032


(insbesondere im Vollzug des LStVG, des Baylm-
SchG und der aufgrund dieser Gesetze ergange-
nen Verordnungen)


110 Erteilung einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilli- 15 bis 1.250€
gung


Nachträgliche Auflagen, Zurücknahme oder Wider- 15 bis 600 €
ruf einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung


Ausnahmebewilligung nach der Plakatierungsver- kostenfrei, wenn der Anschlag nicht
ordnung früher als 6 Monate anlåisslich von


Wahlen, Volksbegehren, Volksent-
scheiden und sonstigen Abstimmun-
gen erfolgt,


120


sonst 0,50 bis 1,50 € je Anschlagstelle


mindestens jedoch 10 €


Feuerbeschau


Feuerbeschau ($ 3 Abs. 2 der Verordnung über die kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG
Feuerbeschau -FBV-)


Nachschau zur Feuerbeschau kostenfrei


Anordnung zur Beseitigung von Mängel (S 6 FBV) 15 bis 1.000 €


121


122


130


Wild- und Jagdschaden


Erstellung einer Niederschrift bei gütlicher
Einigung


kostenfrei


131


Finanzverwaltung


Mitteilung von Besteuerungsgrundlagen


Anmahnung rückständiger öffentlich-rechtlicher
Forderungen


Erstellung eines Ausstandsverzeichnisses
(Att.24 und 26 Abs. 1 VwZVG)


öffentliche Sicherheit und Ordnung


Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen


Vorbescheid bei Scheitern einer gütlichen Ei-
nigung


5 bis 150 €


10€


50 bis 500 €
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61


Bau- und Wohnungswesen, Verkehr


Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB)


Ausf.rbung des Vorkaufsrechts ($ 28 Abs. 2 Salø 1, kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG


SS 24 tf. BauGB)


Herabsetzung des Verkaufspreises auf den Ver- kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG
kehrswert ($ 28 Abs. 3 BauGB)


Erteilung eines Negativzeugnisses ($ 28 Abs. 1 10 bis 50 €
Satz 3, SS 24 tf. BauGB)


Gebote nach $$ 176 bis 179 BaUGB kostenfreinach Art. 3 Abs. 1 Nr.2 KG


Erteilung einer Genehmigung nach SS 172 ff 15 bis 1.000€
BaUGB im Vollzug einer Erhaltungssatzung


Versagung einer Genehmigung nach $$ 172 ff kostenfrei
BauGB


Bestätigung, dass keine Genehmigung erforderlich kostenfrei
ist (Negativtest)


Bestätigung, dass das Bauvorhaben nicht im Ge- kostenfrei nach Att. 22 Abs. 2 KG in
biet einer Erhaltungssatzung liegt Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 KG


62


610


611


612


613


614


615


616


616


617


620


621


Verkauf von Plëinen
Ausfertigungen und Kopien von Bauleitplänen und
sonstigen Plänen, bei denen das Vervielfältigungs-
recht bei der Stadt liegt.


Für die Versendung und Verpackung wird der ent-
standene Auñ¡vand berech net.


Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO)


Erklärung nach Art. 58 BayBO (Genehmigungsfrei-
stellungsverfahren)


Erklärung nach Art. 57 BayBO (isolierte Befreiun-
gen bzw. Ausnahmen von den Festsetzungen
eines Bebauungsplans)


10 bis 50 €


30 bis 100 €
je nach Schwierigkeit des Vorhabens


25€.
je einzelner Befreiu ngstatbestand
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63 Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wege-
gesetzes (BayStrWG)r


Neuvergabe bzw. Anderung von Hausnummern
auf Antrag (Art. 52 Abs. 2 BayStrWG)


Hausnummernvergabe oder Anderung von Amts
wegen


Straßen reinigungs- und sicherungsverordnung


630


631


632


633


634


635


636


670


671


700


701


702


703


Erlaubnis für Sondernutzungen an gemeindlichen 10 bis 150 €
Straßen, Wegen und Plätzen (Art. 18, 19 und 22 a kostenfrei aus Anlass von Wahlen,
BayStrWG)2 sonstigen öffentlichen Abstimmungen


und caritativen Zwecken


Anordnung nach Art. 18a Abs. 1 Satz 1 BayStrWG 10 bis 600 €


Ersatzvornahme nach Art. 18 a Abs. 1 Satz 2Ba- 50 bis2.500€
yStrWG


Bescheid über die Umlegung des Aufwands aus kostenfrei nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG
der Baulast für öffentliche Feld- und Waldwege auf
die Beteiligten (Art. 54 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 2
BayStrWG)


Neuvergabe von Hausnummern in Zusammen- 10 bis 25€je vergebene Hausnum-
hang mit der Erteilung einer Baugenehmigung (Art. mer
52 Abs. 2 BayStrWG)


25 €.


kostenfrei


67


70


Befreiung von in der Verordnung festgelegten Ver- 10 bis 375 €
boten


Befreiung oder sonstige angemessene Regelung 10 bis 75€
wegen unbilliger Härte


Allgemeine Amtshandlungen


Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungs- 10 bis400€
zwang (2.8. nach WAS oder EWS)


Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung aufgrund 10 bis 1.250€
einer Satzung (2.B. Grrìnanlagensatzung, Benut-
zungssatzung für Anschlagtafeln usw.)


Nachträgliche Auflagen, Rücknahme bzw. Widerruf 10 bis 600 €
einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung nach
Tarif-Nr. 701


Anordnung zur Erftrllung einer satzungsmäßigen 10 bis600€
Verpflichtung


I Hier sind nur straßenrechtliche Amtshandlungen angesprochen. Wird die Stadt als Straßenverkehrsbehörde tätig, so handelt sie
im übefragenen Wirkungskreis und erhebt Kosten nach der Gebf,ihrenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt)
2 Ft¡r Sondernutzungserlaubnisse sind hiernach Kosten nur für gemeindliche Straßen, Wege und Plätze zu erheben, wenn nicht
eine verkehrsrechtliche Erlaubnis die straßenrechtliche mit enthält. Neben den Gebühren für die Amtshandlung (Erlaubnis) können
Sondernutzungsgebühren nach der Satzung über die Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichem Verkehrs-
raum der Stadt Viechtach (außerhalb des Marktverkehrs) erhoben werden.
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71


75


I


81


I


9't


710


711


752


753


810


820


910


Marktwesen ($ 69 GewO)


Zuweisung, Ausnahmebewilligung 10 bis 150 €


Nachtråigliche Auflagen, Zurucknahme einer Zu- 10 bis 150€
weisung oder Ausnahmebewilligung


Besondere Amtshandlu ngen


Bestattu ngswesen (Fried hof)


Ausstellung eines Leichenpasses zur Überführung 100 €
in Ausland ($$ 9 Abs. 2 Salz 1 Nr. 1 und 10 der
Bestattungsverord nung - BestV)


Ausnahmegenehmigung von der Bestattungsfrist 10 bis 100€
und der Beförderungsfrist für die Leichenüberfüh-
rung ($S 18, 19 BestV)


Die sonstigen Gebühren für Amtshandlungen
im Friedhof richten sich nach $ 5 der Fried-
hofsgebührensatzung (FGS) der Stadt
Viechtach


82


Wasserversorgung, Telekommu nikation


Wasserversorgung


Anordnung der Wassersperre


Telekommunikation


Zustimmungserklärung nach $ 68 Abs. 3
TKG


Steuern und Finanzen


Steuerverwaltung


Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheini-
gung


10 bis 150 €


1 € je laufender Meter der zu verle-
genden Telekommunikationslinien,
sofern nicht im öffentlichen lnteresse


5bis60€


Az. 0280, Dok-Nr. 066835







